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I — Einleitung 

1. Mit der vorliegenden Klage, die die 
Bundesrepublik Deutschland nach Arti­
kel 173 EG-Vertrag (nach Änderung jetzt 
Artikel 230 EG) beim Gerichtshof einge­
reicht hat, wird die Nichtigerklärung der 
Entscheidung 96/563/EG der Kommission 
vom 29. Mai 1996 über eine Beihilfe des 
Landes Niedersachsen an die Firma JAKO 
Jadekost GmbH & Co KG 1 (im folgen­
den: angefochtene Entscheidung) bean­
tragt. 

2. Konkret hat die Kommission in dieser 
Entscheidung die Ansicht vertreten, die von 
Deutschland 1994 in Form einer Bürgschaft 
des Landes Niedersachsen für einen Kredit 
in Höhe von 10 688 025 DM an das Un­
ternehmen JAKO Jadekost GmbH & 

Co. KG gewährte Beihilfe sei rechtswidrig, 
da sie unter Verstoß gegen die Verfahrens­
vorschriften des Artikels 93 Absatz 3 EG-
Vertrag (jetzt Artikel 88 Absatz 3 EG) ge­
währt worden sei, und sie sei gemäß Arti­
kel 92 Absatz 1 EG-Vertrag (nach Ände­
rung jetzt Artikel 87 EG) mit dem Ge­
meinsamen Markt unvereinbar. 

3. Diese Rechtssache wirft im wesentlichen 
drei Fragen auf. 

4. Zunächst stellt sich die Frage, ob und 
inwieweit die Kommission dadurch, daß sie 
einem beteiligten Unternehmen nicht die 
Schreiben seiner Konkurrenten hat zu­
kommen lassen, dessen Anspruch auf 
rechtliches Gehör (auch „Verfahrens-1 — ABl. L 246, S. 43. 
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rechte" oder „Verteidigungsrechte" ge­
nannt) verletzt hat, wenn das Unternehmen 
im Laufe des dem Erlaß ihrer Entscheidung 
vorausgehenden Verwaltungsverfahrens 
den Inhalt der Erklärungen seiner Konkur­
renten erfahren hat und in der Lage ge­
wesen ist, sich zu diesen Erklärungen zu 
äußern. 

5. Ferner stellt sich zum einen die Frage, ob 
und inwieweit die Begründungspflicht da­
von abhängen kann, daß bestimmte tat­
sächliche oder rechtliche Gegebenheiten in 
dem Verfahren, das in Artikel 93 Absatz 2 
EG-Vertrag vorgesehen ist, nicht in Frage 
gestellt werden. Zum anderen stellt sich die 
Frage, ob die Angriffs- und Verteidigungs­
mittel sowie die Tatsachen, die die Klage­
partei im Verfahren vor dem Gericht vor­
bringt, mit ihrem Vorbringen im genannten 
Verwaltungsverfahren übereinstimmen 
müssen. 

6. Schließlich stellt sich die Frage, ob es 
eine Vermutung gibt, wonach Betriebs­
beihilfen a) grundsätzlich gegen Artikel 92 
Absatz 1 EG-Vertrag verstoßen, b) als sol­
che den Wettbewerb verfälschen und den 
innergemeinschaftlichen Handel beein­
trächtigen und c) grundsätzlich nicht im 
Sinne von Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe c 
EG-Vertrag als mit dem Gemeinsamen 
Markt vereinbar angesehen werden kön­
nen. Bei Bejahung dieser Fragen ist ferner 
zu prüfen, ob die Kommission von der 
Pflicht zur Begründung der Entscheidung, 
die sie im Rahmen des Verfahrens nach 
Artikel 93 Absatz 2 erläßt, freigestellt sein 
kann oder inwiefern diese Pflicht auf ein 
Minimum beschränkt werden kann. 

II — Rechtlicher Rahmen 

A — Die Vertragsbestimmungen und die 
Rechtsprechung des Gerichtshofes über den 
Umfang der Befugnisse der Kommission 

7. Artikel 92 Absätze 1 und 3 bestimmt: 

„(1) Soweit in diesem Vertrag nicht etwas 
anderes bestimmt ist, sind staatliche oder 
aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen 
gleich welcher Art, die durch die Begünsti­
gung bestimmter Unternehmen oder Pro­
duktionszweige den Wettbewerb verfäl­
schen oder zu verfälschen drohen, mit dem 
Gemeinsamen Markt unvereinbar, soweit 
sie den Handel zwischen Mitgliedstaaten 
beeinträchtigen. 

(3) Als mit dem Gemeinsamen Markt ver­
einbar können angesehen werden: 
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c) Beihilfen zur Förderung der Entwick­
lung gewisser Wirtschaftszweige oder 
Wirtschaftsgebiete, soweit sie die 
Handelsbedingungen nicht in einer 
Weise verändern, die dem gemein­
samen Interesse zuwiderläuft; 

..." 

8. Artikel 93 Absatz 2 Unterabsätze 1 und 
2 und Absatz 3 lautet: 

„(2) Stellt die Kommission fest, nachdem 
sie den Beteiligten eine Frist zur Äußerung 
gesetzt hat, daß eine von einem Staat oder 
aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfe 
mit dem Gemeinsamen Markt nach Arti­
kel 92 unvereinbar ist oder daß sie miß­
bräuchlich angewandt wird, so entscheidet 
sie, daß der betreffende Staat sie binnen 
einer von ihr bestimmten Frist aufzuheben 
oder umzugestalten hat. 

Kommt der betreffende Staat dieser Ent­
scheidung innerhalb der festgesetzten Frist 
nicht nach, so kann die Kommission oder 
jeder betroffene Staat in Abweichung von 
den Artikeln 169 und 170 den Gerichtshof 
unmittelbar anrufen. 

(3) Die Kommission wird von jeder beab­
sichtigten Einführung oder Umgestaltung 
von Beihilfen so rechtzeitig unterrichtet, 

daß sie sich dazu äußern kann. Ist sie der 
Auffassung, daß ein derartiges Vorhaben 
nach Artikel 87 mit dem Gemeinsamen 
Markt unvereinbar ist, so leitet sie unver­
züglich das in Absatz 2 vorgesehene Ver­
fahren ein. Der betreffende Mitgliedstaat 
darf die beabsichtigte Maßnahme nicht 
durchführen, bevor die Kommission eine 
abschließende Entscheidung erlassen hat." 

9. Der Gerichtshof hat in zahlreichen Fäl­
len über den Umfang der Befugnisse der 
Gemeinschaftsorgane im Rahmen der 
durch die Wettbewerbsregeln des Vertrages 
festgelegten Zuständigkeiten und über die 
Kontrolle entschieden, die er ausüben kann, 
wenn die Gemeinschaftsorgane über ein 
weites Ermessen verfügen. 

10. Im einzelnen umfaßt die Recht­
sprechung des Gerichtshofes viele Beispiele 
von Urteilen über die Befugnisse der Kom­
mission im Rahmen der Artikel 92 und 93 
Absätze 2 und 3 des Vertrages. Zwar hat 
der Gerichtshof etwa im Urteil Matra/ 
Kommission vom 15. Juni 1993 2 ent­
schieden, daß „die Kommission nach stän­
diger Rechtsprechung bei der Anwendung 
von Artikel 93 Absatz 3 des Vertrages über 
ein weites Ermessen [verfügt], dessen Aus­
übung wirtschaftliche und soziale Wer­
tungen voraussetzt, die auf die Gemein­
schaft als Ganzes zu beziehen sind". Weiter 
heißt es dort (Randnr. 25), daß sich der 
Gerichtshof im Rahmen dieser Recht­
mäßigkeitskontrolle auf die Prüfung der 
Frage zu beschränken hat, ob die Kom­
mission die Grenzen ihres Ermessens nicht 
dadurch überschritten hat, daß sie die Tat­
sachen entstellt oder offensichtlich unrich-

2 — Urteil in der Rechtssache C-225/91 (Slg. 1993, I-3203, 
Randnr. 24). 
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tig beurteilt oder einen Ermessens- oder 
Verfahrensmißbrauch begangen hat 3. 

11. Daher muß sich der Gerichtshof, der 
seine Beurteilung nicht an die Stelle derje­
nigen des entscheidungsbefugten Organs 
setzen kann, unter Berücksichtigung auch 
der von den Parteien vorgebrachten Be­
weise und der Stellungnahme der Gegen­
seite dazu hinreichende Gewißheit darüber 
verschaffen, daß weder ein die Gültigkeit 
der Entscheidung der Kommission be­
rührender Irrtum über den Sachverhalt 4 

noch eine fehlerhafte rechtliche Beurteilung 
oder eine offensichtlich unzutreffende 
Würdigung des Sachverhalts vorliegt. 

B — Die Leitlinien für die Prüfung der 
staatlichen Beihilfen im Fischerei- und 
Aquakultursektor 

12. In den Leitlinien für die Prüfung der 
staatlichen Beihilfen im Fischerei- und 

Aquakultursektor 5 (im folgenden: Leit­
linien) ist, soweit sie für die Entscheidung 
in der vorliegenden Rechtssache von Inter­
esse sind, folgendes vorgesehen: 

„1. Allgemeine Grundsätze 

1.1. Die vorliegenden Leitlinien betreffen 
alle Maßnahmen, die mit irgend­
welchen finanziellen Vorteilen ver­
bunden sind, die in Form von Haus­
haltsmitteln von der öffentlichen Hand 
auf Landes-, Regional-, Provinz-, De­
partements- oder lokaler Ebene ge­
währt werden; insbesondere sind als 
Beihilfe anzusehen: Kapitalüber­
tragungen ..., zinsverbilligte Darlehen, 
Zinsvergütungen, bestimmte öffent­
liche Beteiligungen am Betriebskapital, 
mit Mitteln aus zweckgebundenen 
Abgaben finanzierte Beihilfen sowie 
Beihilfen in Form der Übernahme 
staatlicher Bürgschaften ... für Bank­
darlehen und in Form von Abgaben­
oder Steuerermäßigungen oder -be-
freiungen einschließlich beschleunigter 
Abschreibungen und Verringerung der 
Soziallasten. 

Alle diese Maßnahmen werden durch 
den in diesem Dokument verwendeten 

3 — Siehe auch die ähnlichen Entscheidungen (zum Umfang der 
Befugnisse der Kommission aus Artikel 92 Absatz 31 in den 
älteren Urteilen vom 24. Februar 1987 in der Rechtssache 
310/85 (Deufil/Kommission, Slg. 1987, 901, Randnr. 18), 
vom 14. Februar 1990 in der Rechtssache C-301/87 (Frank­
reich/Kommission, Rechtssache Boussac, Slg. 1990, I-307, 
Randnr. 49), vom 21. März 1990 in der Rechtssache 
C-142/87, Belgien/Kommission, Slg. 1990, I-959, 
Randnr. 56) und vom 21. März 1991 in der Rechtssache 
C-303/88 (Italien/Kommission, Slg. 1991, I-1433, 
Randnr. 34). 

4 — Siehe auch Abschnitt A a. E. der Schlußanträge des Ge­
neralanwalts Gand in der Rechtssache 8/65 (Acciaierie e 
Ferriere Pugliesi/Hohe Behörde der EGKS), in der am 
8. Februar 1966 das Urteil erlassen wurde (Slg. 1966, 1). 5 — ABI. C 152 vom 17.6.1992, S. 2. 
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Begriff ,einzelstaatliche Beihilfen' ab­
gedeckt. 

1.3.Die Gewährung einzelstaatlicher Bei­
hilfen kann nur unter Einhaltung der 
Ziele der gemeinsamen Politik vorge­
sehen werden. 

Die Beihilfen dürfen keine Erhaltungs­
maßnahmen sein; sie sollen vielmehr 
die Rationalisierung und die Effizienz 
der Produktion und Vermarktung von 
Fischereierzeugnissen fördern, um den 
Prozeß der Anpassung des Sektors an 
die neue Lage zu fördern und zu be­
schleunigen. 

Konkreter gesagt sollen die Beihilfen zu 
Entwicklungs- und Anpassungsmaß­
nahmen anregen, die wegen der man­
gelnden Flexibilität des Sektors und der 
begrenzten finanziellen Möglichkeiten 
der Beteiligten unter normalen Markt­
bedingungen nicht in Gang kämen. Sie 
müssen zu dauerhaften Verbesserungen 
führen, damit sich der Fischereisektor 
auf der alleinigen Grundlage der 
Markteinkünfte weiterentwickeln 
kann. Sie sind also zwangsläufig auf die 
Zeit befristet, die notwendig ist, um die 
erwünschten Verbesserungen und An­
passungen vorzunehmen. 

Demgemäß gelten nachstehende 
Grundsätze: 

— Die einzelstaatlichen Beihilfen 
dürfen die Anwendung der Regeln 
der gemeinsamen Fischereipolitik 
nicht behindern. Infolgedessen 
wird vornehmlich daran erinnert, 
daß Beihilfen für die Ausfuhr von 
Fischereierzeugnissen sowie für 
den innergemeinschaftlichen Han­
del mit diesen Erzeugnissen in je­
dem Fall mit dem Gemeinsamen 
Markt unvereinbar sind. 

— Die Teilgebiete der gemeinsamen 
Fischereipolitik, die nicht als er­
schöpfend geregelt gelten können, 
insbesondere im Bereich der 
Strukturpolitik, können noch die 
Gewährung einzelstaatlicher Bei­
hilfen rechtfertigen, sofern dabei 
die Ziele der gemeinsamen Regeln 
eingehalten werden, ohne daß de­
ren volle Wirkung gefährdet oder 
abgeschwächt wird. Deshalb müs­
sen sie gegebenenfalls im Rahmen 
der Ausrichtungsprogramme 
durchgeführt werden, wie sie in der 
gemeinschaftlichen Regelung vor­
gesehen sind. 

— Einzelstaatliche Beihilfen, 

— die gewährt werden, ohne daß 
von dem Begünstigten eine 
Verpflichtung hinsichtlich der 
Verwendung verlangt wird, 
und die zur Verbesserung der 
finanziellen Lage ihrer Betriebe 
bestimmt sind; 
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— deren Beträge sich nach der 
erzeugten oder vermarkteten 
Menge, dem Preis der Erzeug­
nisse, der Produktions- oder 
Produktionsmitteleinheit rich­
ten und die eine Produktions­
kostensenkung oder Einkom­
mensverbesserung des Be­
günstigen zum Ergebnis hät­
ten, sind als Betriebsbeihilfen 
mit dem Gemeinsamen Markt 
unvereinbar [vorbehaltlich der 
Anwendung von Artikel 92 
Absatz 2 des Vertrages]. Die 
Kommission wird diese Art 
von Beihilfen von Fall zu Fall 
prüfen, wenn sie in unmittel­
barem Zusammenhang mit ei­
nem Umstrukturierungsplan 
stehen, der als mit dem Ge­
meinsamen Markt vereinbar 
angesehen wird." 

III — Sachverhalt 

A — Das dem Erlaß der angefochtenen 
Entscheidung vorausgehende Verfahren 

13. Die Firma Jadekost GmbH & Co. KG 
(im folgenden: Jadekost) mit Sitz in Wil­
helmshaven wurde im August 1991 ge­
gründet. Sie gehörte der Firmengruppe 
„Nordfrost" an, die sich mehrheitlich im 
Besitz des Geschäftsführers von Jadekost 
befand. 

14. Jadekost war auf die Herstellung und 
den Vertrieb von Tiefkühlkost (Fisch- und 

Fleischprodukte sowie Fertiggerichte) spe­
zialisiert. Sie besaß je eine Fertigungshalle 
für Fisch- und Fleischverarbeitung mit je­
weils mehreren Fertigungsbändern. 

15. Im Juni 1993 begann Jadekost mit der 
Herstellung von Fischerzeugnissen (Fisch­
stäbchen, Fischfilets und Schlemmerfilets). 
Während dieser Zeit kam es zu erheblichen 
Preiseinbrüchen auf dem betreffenden 
Markt. 

16. Aufgrund ihrer Liquiditätsschwierig­
keiten bemühte sich Jadekost um eine 
Bürgschaft des Landes Niedersachsen für 
die von ihrer Hausbank, der Bayerischen 
Hypotheken- und Wechselbank AG, ge­
währten Betriebsmittelkredite. 

17. Am 2. Februar 1994 stellte Jadekost 
aufgrund einer für sie günstigen Betriebs­
analyse der genannten Bank beim Land 
Niedersachsen einen Bürgschaftsantrag zur 
Sicherung eines „Betriebsmittelkredits für 
das Umlaufvermögen". 

18. Am 1. März 1994 stimmte die Regie­
rung Niedersachsens der Übernahme einer 
80%igen Landesbürgschaft für einen Be­
triebsmittelkredit in Höhe von 35 Millio­
nen DM zu und erklärte sich bereit, auch 
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den Bedarf an zusätzlichen Krediten in 
Höhe von 15 Millionen DM bis Dezember 
1996 zu decken. In derselben Entscheidung 
wurde erklärt, daß die Zustimmung des 
Landesministeriums unter dem Vorbehalt 
der Entscheidung des Landeskreditaus-
schusses und der Einwilligung des Haus­
haltsausschusses des Landtages ergehe. 

19. Unter dem Datum 29. März 1994 er­
stellte die C & L Treuarbeit-Deutsche Re­
vision ein betriebswirtschaftliches Gut­
achten über die Firma Jadekost (im fol­
genden: Gutachten). In diesem Gutachten 
wurden die Plandaten von Jadekost als 
realistisch, das Bürgschaftsrisiko indessen 
zugleich als sehr hoch eingeschätzt. 

20. Am 6. April 1994 stimmte der Lan-
deskreditausschuß der Bürgschaftsüber­
nahme zu. 

21. Aufgrund der Entscheidung des Lan-
deskreditausschusses sagte die Bayerische 
Hypotheken- und Wechselbank mit 
Schreiben vom 6. April 1994 namens und 
im Auftrag des Niedersächsischen Finanz­
ministeriums die Übernahme der Landes­
bürgschaft zu und teilte im einzelnen die 
hierzu ergangenen Bewilligungs­
konditionen mit. Das Darlehen hatte eine 
Laufzeit von acht Jahren, wobei in den er­
sten zwei Jahren keine Rück­
zahlungsverpflichtung bestand. 

22. Am 27. April 1994 erklärte der Haus­
haltsausschuß des Landtages seine Ein­
willigung. 

23. Mit Schreiben vom 2. Mai 1994 teilte 
das Niedersächsische Finanzministerium 
Jadekost mit, daß es deren Antrag auf 
Übernahme einer Bürgschaft stattgebe, und 
stellte zugleich ausdrücklich fest, daß durch 
diese „ein Betriebsmittelkredit gesichert 
werden soll" („Verwendungszweck des 
Kredites: Betriebsmittel"). 

24. Aufgrund von Hinweisen mehrerer 
Wettbewerber und Verbände aus Deutsch­
land, Dänemark, Frankreich und dem Ver­
einigten Königreich erfuhr die Kommission, 
daß das Land Niedersachsen Jadekost eine 
Beihilfe in Form einer Bürgschaft für einen 
Betriebsmittelkredit gewährt hatte. 

25. Mit Schreiben vom 30. Juni 1994 for­
derte die Kommission die Bundesrepublik 
Deutschland zur Stellungnahme auf und 
gab ihr ihre Zweifel an der Vereinbarkeit 
der Bürgschaft mit Abschnitt 1.3 der Leit­
linien bekannt. 

26. Mit Schreiben vom 19. Juli 1994 ant­
wortete Deutschland unter anderem, daß 
diese Bürgschaft für einen Betriebsmittel­
kredit ein Äquivalent für die im Investi­
tionsbereich eingesetzten Eigenmittel der 
Gesellschaft darstelle. Wenn der verbürgte 
Kredit im Investitionsbereich eingesetzt 
worden wäre, hätte das Unternehmen die 
Eigenmittel von 32,5 Millionen DM für die 
Betriebsmittelversorgung einsetzen können. 
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Diese Beihilfe hätte dann der Leitlinie ent­
sprochen. 

27. Am 31. August 1994 fand eine Be­
sprechung über den Fall statt, an der Ver­
treter der Kommission, des Bundes­
ministeriums für Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten, des Niedersächsischen 
Ministeriums für Landwirtschaft und For­
sten und des Niedersächsischen Mini­
steriums für Wirtschaft, Technologie und 
Verkehr teilnahmen. 

28. Mit Schreiben vom 1. September 1994 
bat die Kommission um weitere Auskünfte, 
die ihr mit Schreiben vom 13. Oktober 
1994 und vom 2. November 1994 inner­
halb der Antwortfrist erteilt wurden. 

29. Mit Schreiben vom 20. Februar 1995 
unterrichtete die Kommission die Bundes­
republik Deutschland von ihrem Beschluß, 
das Verfahren nach Artikel 93 Absatz 2 
EG-Vertrag zu eröffnen, und forderte sie 
auf, ihr innerhalb eines Monats ihre Be­
merkungen zu übermitteln. 

30. Am 31. März 1995 wurde über das 
Vermögen von Jadekost das Konkurs­
verfahren eröffnet. Die Kredite wurden 
damit fälliggestellt. Die durch Erlöse aus 
der Verwertung nicht gedeckten Teile ein­
schließlich Zinsansprüche und Bürg­
schaftsentgelte wurden zur Konkurstabelle 
angemeldet. 

31. Mit Schreiben vom 13. April 1995 wies 
die Bundesrepublik Deutschland darauf 
hin, daß diejenigen Teile der Bürgschaft, die 
nicht ausschließlich besonderen Sektoren 
zugeordnet werden müßten, als genehmigte 
Beihilfen anzusehen seien, da die fragliche 
Bürgschaft nach den von der Kommission 
genehmigten Allgemeinen Bürgschafts­
richtlinien des Landes Niedersachsen ge­
währt worden sei. Nach Meinung des 
Landes Niedersachsen sollte für die bei­
hilferechtliche Beurteilung eine zusammen­
fassende Betrachtungsweise und keine 
künstliche Trennung der Kredite vorge­
nommen werden. Die Zuordnung der Kre­
dite als Investitionskredit oder Betriebs­
mittelkredit sei zufällig; die beihilfe­
rechtliche Würdigung dürfe davon nicht 
abhängen. Es werde daher zu prüfen sein, 
„ob und gegebenenfalls welcher Behilfen-
umfang für die Investitionen insgesamt zu­
lässig war". Folglich liege keine mit dem 
Gemeinsamen Markt unvereinbare Be­
triebsbeihilfe vor, da keine der Voraus­
setzungen nach Abschnitt 1.3 der Leitlinien 
erfüllt sei. 

32. Durch eine im Amtsblatt der Euro­
päischen Gemeinschaften 6 veröffentlichte 
Mitteilung gemäß Artikel 93 Absatz 2 des 
Vertrages setzte die Kommission die übri­
gen Mitgliedstaaten sowie andere inter­
essierte Parteien vom Sachverhalt in 
Kenntnis und forderte sie auf, ihre Be­
merkungen ihr gegenüber binnen einer Frist 
von einem Monat abzugeben. 

33. Auf diese Mitteilung antwortete die 
Bundesrepublik Deutschland mit Schreiben 

6 — ABI. C 201 vom 5.8.1995, S. 6. 
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vom 1. September 1995. Unter Verweis auf 
ihre vorangegangenen Schriftsätze faßte sie 
ihren bisherigen Vortrag zusammen und 
trug eine Reihe neuer Angaben vor. 

34. Am 29. Mai 1996 erließ die Kommis­
sion die angefochtene Entscheidung über 
die Beihilfe des Landes Niedersachsen an 
Jadekost. 

B — Der wesentliche Inhalt der Entschei­
dung der Kommission 

35. In Abschnitt IV der von ihr erlassenen 
Entscheidung legte die Kommission dar, 
weshalb die Bürgschaftsgewährung des 
Landes Niedersachsen an Jadekost ihrer 
Ansicht nach rechtswidrig ist. 

36. Erstens wies sie darauf hin, daß bei der 
Beurteilung der in Form einer Bürgschaft 
des Landes Niedersachsens gewährten Fi­
nanzierung Artikel 92 Absatz 1 EG-Vertrag 
und die Leitlinien zu berücksichtigen seien 
(Absätze 1 und 2). 

37. Die Jadekost gewährte Beihilfe sei eine 
Betriebsbeihilfe und daher gemäß Abschnitt 
1.3 der Leitlinien mit dem Gemeinsamen 
Markt im Sinne von Artikel 92 Absatz 1 
EG-Vertrag unvereinbar sei. Weder 
Deutschland noch andere Verfahrens­

beteiligte hätten diese Beurteilung der 
Kommission in Frage gestellt. Nach Ab­
schnitt 1.1 der Leitlinien sei in der Über­
nahme staatlicher Bürgschaften für Bank­
darlehen eine Beihilfe zu sehen (Absätze 9, 
3 und 4) 7. 

38. Der Beihilfebetrag entspreche in vollem 
Umfang dem gewährten Kredit. Jadekost 
habe mit Hilfe der Regierung Niedersach­
sens eine Finanzierifhg erhalten, die dem 
Unternehmen angesichts seiner finanziellen 
Schwierigkeiten sonst nicht bewilligt wor­
den wäre. Da angesichts der finanziellen 
Schwierigkeiten des Unternehmens kein 
Kreditinstitut ein Darlehen ohne eine 
staatliche Bürgschaft gewährt hätte, sei der 
Gesamtbetrag des Darlehens als Beihilfe 
anzusehen. Die Bürgschaft stelle die Vor­
aussetzung für die Bewilligung der Kredite 
dar und enthalte daher ein eindeutiges 
Beihilfeelemente, das wegen des sehr hohen 
Bürgschaftsrisikos 8 in vollem Umfang dem 
gewährten Kredit entspreche. Diese Beihilfe 
sei zwar vom Land Niedersachsen gewährt 
worden, sie sei jedoch der Bundesrepublik 
Deutschland zuzurechnen (Absätze 6 bis 8). 

39. Die betreffende Beihilfe sei gewährt 
worden, ohne daß von Jadekost eine Ver­
pflichtung hinsichtlich der Verwendung im 
Sinne von Abschnitt 1.3 der Leitlinien ver­
langt worden sei (Absatz 10). 

7 — Die Kommission führt (in Absatz 7) aus, das Beihilfeelement 
bei einer solchen Bürgschaft entspreche im allgemeinen der 
Differenz zwischen dem Zinssatz unter normalen Markt­
bedingungen und dem dank der Bürgschaft abzüglich aller 
Prämien tatsächlich erreichten Zinssatz. 

8 — Gemäß dem Gutachten von C & L Treuarbeit vom 
29. März 1994. 
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40. Insbesondere fehle es seitens des be­
günstigten Unternehmens an der Zahlung 
einer Prämie, deren Höhe nach dem vom 
Darlehensgeber und vom Bürgschaftsgeber 
übernommenen sehr hohen Risiko zu be­
rechnen sei 9. Die geforderte Verwaltungs­
gebühr von 140 000 DM und die Bürg­
schaftsgebühr von 0,75 % reichten hierfür 
nicht aus. Unter Berücksichtigung dieser 
Gebühren betrage das Nettosubven-
tionsäquivalent somit 98,7 % (100 % 
abzüglich 0,75 % Bürgschaftsgebühr 
und abzüglich 0,55 % Verwaltungsgebühr 
[140 000 DM bezogen auf 25,6 Millionen 
DM]) (Absatz 11). 

41. Die Beihilfe diene der Einkommens­
verbesserung von Jadekost, da sie das Un­
ternehmen von Kosten befreie, die es nor­
malerweise im Rahmen seines üblichen 
Geschäftsbetriebs zu tragen gehabt habe, 
und die Beihilfe keinem anderen Verwen­
dungszweck zugeordnet werden könne. 
Durch diese Beihilfe sei Jadekost in die 
Lage versetzt worden, ihre Erzeugnisse zu 
Bedingungen anzubieten, die künstlich auf 
einem für die Kunden günstigen Niveau 
gehalten worden seien. Derartige Betriebs­
beihilfen seien nach Abschnitt 1.3 der 
Leitlinien mit dem Gemeinsamen Markt 
grundsätzlich unvereinbar, ohne daß es ei­
ner Prüfung der weiteren Tatbestands­
merkmale des Artikels 92 Absatz 1 EG-
Vertrag bedürfte (Absatz 12 und 13). 

42. Die Jadekost gewährte Beihilfe drohe 
den Wettbewerb auch tatsächlich zu ver­
fälschen, da sie ein bestimmtes Unter­
nehmen (Jadekost) begünstige und bei die­
sem Unternehmen eine Kostenentlastung 
bewirke, die seine Stellung auf dem Markt 

künstlich verstärke. Sie sei daher geeignet, 
den Wettbewerb auf dem Markt der tief­
gekühlten Fischerzeugnisse gegenüber an­
deren Unternehmen in Deutschland und in 
den anderen Mitgliedstaaten, die keine 
derartigen Zuwendungen erhielten, zu ver­
fälschen. Auf diesem Markt herrsche in der 
Gemeinschaft Wettbewerb, und die be­
treffenden Produkte würden zwischen den 
Mitgliedstaaten gehandelt. Da die der Fir­
ma Jadekost gewährte Beihilfe die wett­
bewerbliche Stellung dieses Unternehmens 
gegenüber anderen Unternehmen verstärke, 
sei sie geeignet, den Handel zwischen den 
Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen (Ab­
satz 14). 

43. Nicht zu folgen vermöge sie der von 
Deutschland vertretenen „Gesamtbetrach­
tungsweise", wonach die Bürgschaft und 
der verbürgte Kredit für die beihilfe­
rechtliche Beurteilung nicht losgelöst vom 
Gesamtvorhaben, nämlich der Investition, 
gesehen werden könnten und für die In­
vestitionskosten, die ohne staatliche Zu­
wendungen gedeckt worden seien, durch­
aus eine Beihilfe in Form einer Landes­
bürgschaft in Höhe von 32,5 Millionen 
DM hätte gewährt werden können, mit der 
Folge, daß Jadekost dann keine Landes­
bürgschaft für die Betriebsmittel­
finanzierung benötigt hätte. Bei der bei­
hilferechtlichen Beurteilung sei die Situa­
tion zu beurteilen, in der sich der Beihilfe­
empfänger zum Zeitpunkt der 
Beihilfeentscheidung, die im vorliegenden 
Fall im Frühjahr 1994 ergangen sei, be­
funden habe. Fest stehe, daß die Bürgschaft 
ausdrücklich für einen Betriebsmittelkredit 
und nicht für einen Investitionskredit be­
antragt und gewährt worden sei. Eine 
„Gesamtbetrachtungsweise" sei ab­
zulehnen, da andernfalls immer weitere 
Finanzierungen angeschlossen werden 
könnten (Absatz 15). 9 — So das Gutachten von C & L Treuarbeit vom 29. März 

1994. 
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44. Da die Leitlinien nur auf Fischerzeug­
nisse anwendbar seien und nur der hierauf 
entfallende Anteil der Beihilfe zurück­
zufordern sei, sei der prozentuale Anteil der 
Fischerzeugnisse im Vergleich zu den 
Fleischerzeugnissen und Fertiggerichten zu 
ermitteln (Absatz 16). 

45. Dabei gehe sie von den mit Schreiben 
der Bundesregierung vom 1. September 
1995 übermittelten Mengen und Umsätzen 
gemäß der Absatzplanung für das Jahr 
1994 aus, in dem die Beihilfe gewährt 
worden sei. Gemessen an der Gesamt­
produktion von 20 000 t entfielen jeweils 
45 % auf Fisch- und auf Fleischprodukte 
sowie 10 % auf Fertiggerichte. Vergleiche 
man demgegenüber den Umsatz in den 
verschiedenen Sektoren, so entfielen 
42,3 % auf Fischprodukte, 50 % auf 
Fleischprodukte und 7,7 % auf Fertigge­
richte. Sie lege für den Anteil der Fisch­
erzeugnisse den Umsatz zugrunde, so 
daß sich ein Anteil von 42,3 % ergebe 
(Absatz 17). 

46. Bei der Berechnung der Höhe des zu­
rückzufordernden Betrages sei zu berück­
sichtigen, daß die Bürgschaft nur 80 % des 
35-Millionen-DM-Kredits abdecke und der 
verbürgte Kredit nur in Höhe von 32 Mil­
lionen DM valutiert worden sei, so daß 
80 % hiervon einen Betrag von 25,6 Mil­
lionen DM ergäben. Unter Zugrundelegung 

eines Nettosubventionsäquivalents von 
98,7 % errechne sich ein Betrag von 
25 267 200 DM. Hiervon entfielen 
10 688 025 DM (= 42,3 %) auf Fisch­
produkte (Absatz 18). 

47. In Abschnitt V der angefochtenen Ent­
scheidung prüfte die Kommission die in den 
Artikeln 92 Absatz 2 und Artikel 93 Ab­
satz 3 EG-Vertrag vorgesehenen Aus­
nahmen und kam zu dem Schluß, daß sie 
im vorliegenden Fall wegen der Art und der 
Ziele der beabsichtigten Beihilfe nicht an­
wendbar seien. 

48. Artikel 1 der angefochtenen Entschei­
dung lautet: 

„Die von Deutschland 1994 in Form einer 
Bürgschaft des Landes Niedersachsen für 
einen Kredit in Höhe von 10 688 025 DM 
an das Unternehmen JAKO Jadekost 
GmbH & Co. KG gewährte Beihilfe ist 
rechtswidrig, da sie unter Verstoß gegen die 
Verfahrensvorschriften des Artikels 93 Ab­
satz 3 EG-Vertrag gewährt wurde. Ferner 
ist diese Beihilfe gemäß Artikel 92 Absatz 1 
EG-Vertrag mit dem Gemeinsamen Markt 
unvereinbar." 
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49. In Artikel 2 der angefochtenen Ent­
scheidung heißt es: 

„Deutschland stellt sicher, daß die in Arti­
kel 1 genannte Beihilfe binnen zwei Mo­
naten nach Bekanntgabe dieser Entschei­
dung aufgehoben und in vollem Umfang 
zurückgefordert wird." 

50. Nach Artikel 3 unterrichtet Deutsch­
land die Kommission binnen zwei Monaten 
nach Bekanntgabe der Entscheidung von 
den Maßnahmen, die es ergriffen hat, um 
der Entscheidung nachzukommen. 

51. Schließlich sieht Artikel 4 vor, daß die 
Entscheidung an die Bundesrepublik 
Deutschland gerichtet ist. 

IV — Anträge der Parteien 

52.Die Klage der Bundesrepublik Deutsch­
land (im folgenden: Klägerin) ist am 
26. August 1996 bei der Kanzlei des Ge­
richtshofes eingetragen worden. 

53.Die Klägerin beantragt, die Entschei­
dung 96/563/EG der Kommission vom 
29. Mai 1996 über eine Beihilfe des Landes 
Niedersachsen an die Firma JAKO Jadekost 
GmbH & Co. KG für nichtig zu erklären 
und der Kommission die Kosten des Ver­
fahrens aufzuerlegen. 

54.Die Kommission beantragt, die Klage 
abzuweisen und der Klägerin die Kosten 
des Verfahrens aufzuerlegen. 

V — Prüfung der Klagegründe 

55.Die Klägerin trägt vier Klagegründe vor, 
mit denen sie a) eine Verletzung des recht­
lichen Gehörs, b) eine fehlerhafte Fest­
stellung des Sachverhalts, c) eine fehler­
hafte Anwendung des Artikels 92 Absatz 1 
EG-Vertrag und einen Verstoß gegen die 
Begründungspflicht nach Artikel 190 EG-
Vertrag (jetzt Artikel 253 EG) und d) eine 
fehlerhafte Anwendung des Artikels 92 
Absatz 3 EG-Vertrag und einen Verstoß 
gegen die Begründungspflicht rügt. 
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A — Erster Klagegrund: Verletzung des 
rechtlichen Gehörs 

56.Mit ihrem ersten Klagegrund macht die 
Klägerin geltend, die angefochtene Ent­
scheidung sei wegen der Verletzung des 
fundamentalen Verfahrensgrundsatzes des 
rechtlichen Gehörs rechtswidrig, da die 
Kommission weder ihr noch dem Land 
Niedersachsen die Stellungnahmen von vier 
Konkurrenten von Jadekost, die ihr im 
Laufe des Verfahrens zugegangen seien, 
zugänglich gemacht habe. Dies stelle einen 
wesentlichen Verfahrensverstoß im Sinne 
von Artikel 173 Absatz 2 EG-Vertrag dar, 
der zur Aufhebung der angefochtenen Ent­
scheidung führen müsse. 

57. Die Kommission trägt vor, daß der 
Klägerin aus Versehen die Schreiben der 
Konkurrenten von Jadekost nicht zuge­
sandt worden seien. Eine Verletzung des 
Anspruchs auf rechtliches Gehör liege je­
doch nur dann vor, wenn das Verfahren 
ohne diese Verletzung zu einem anderen 
Ergebnis geführt hätte. Die Stellungnahmen 
der Konkurrenten enthielten keine bei der 
Beurteilung des Sachverhalts im Hinblick 
auf die Wettbewerbsvorschriften mit be­
rücksichtigten Gesichtspunkte, auf die sie 
die Klägerin nicht bereits während der 
verschiedenen Stadien des von ihr durch­
geführten Verfahrens zur Prüfung der 
streitigen Beihilfe hingewiesen habe. 

58. Nach ständiger Rechtsprechung des 
Gerichtshofes 10 ist die Gewährung des 
rechtlichen Gehörs in einem Verfahren, das 
zu einer den Betroffenen beschwerenden 
Maßnahme führen kann, ein funda­
mentaler Grundsatz des Gemeinschafts­
rechts und auch dann sicherzustellen, wenn 
es keine entsprechende Regelung für das 
betreffende Verfahren gibt. Dieser Grund­
satz gebietet es, daß Entscheidungen, die 
die Interessen der Adressaten spürbar be­
einträchtigen, diese in die Lage versetzen, 
ihren Standpunkt in sachdienlicher Weise 
vorzutragen. Somit ist „demjenigen, gegen 
den die Kommission ein Verwaltungsver­
fahren eingeleitet hat, im Laufe dieses Ver­
fahrens Gelegenheit zu geben, zum Vor­
liegen und zur Erheblichkeit der be­
haupteten Tatsachen und Umstände sowie 
zu den von der Kommission für ihre Be­
hauptung einer Verletzung des Gemein­
schaftsrechts herangezogenen Unterlagen 
Stellung zu nehmen" 11. 

59. Ferner hat der Gerichtshof anerkannt, 
daß dieser Grundsatz gebietet, dem be­
troffenen Mitgliedstaat Gelegenheit zu ge­
ben, zu den Äußerungen Stellung zu neh­
men, die beteiligte Dritte nach Artikel 93 
Absatz 2 des Vertrages abgegeben haben 
und auf die die Kommission ihre Entschei­
dung stützen will. Der Gerichtshof hat 
festgestellt, daß die Kommission solche 
Äußerungen in ihrer Entscheidung gegen 
den betreffenden Staat nicht berück­
sichtigen darf, soweit dieser keine Gele­
genheit hatte, hierzu Stellung zu nehmen 12. 

10 — U. a. Urteil des Gerichtshofes vom 24. Oktober 1996 in 
der Rechtssache C-32/95 P (Kommission/Lisrestal u. a., 
Slg. 1996, I-5373, Randnr. 21). 

11 — U. a. Urteil des Gerichtshofes vom 20. Juli 1986 in der 
Rechtssache 40/85 (Belgien/Kommission, Slg. 1986, 
I-2321, Randnr. 28). 

12 — U. a. Urteil Boussac, angeführt in Fußnote 3, Randnr. 30. 
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60. Weiter hat der Gerichtshof aus­
geführt 13: „Eine solche Verletzung des 
Anspruchs auf rechtliches Gehör führt je­
doch nur dann zu einer Nichtigerklärung, 
wenn das Verfahren ohne diese Verletzung 
zu einem anderen Ergebnis hätte führen 
können." 

61. Ich möchte daran erinnern, daß der 
Gerichtshof in der Rechtssache Boussac 14 

feststellte, daß die fraglichen Stellung­
nahmen, die auf Ersuchen des Ge­
richtshofes vorgelegt worden seien, nichts 
Neues gegenüber den Informationen ent­
hielten, über die die Kommission bereits 
verfügt habe und die der französischen 
Regierung bekannt gewesen seien. Bei die­
ser Sachlage sei der Umstand, daß die 
französische Regierung keine Gelegenheit 
gehabt habe, diese Stellungnahmen zu 
kommentieren, nicht geeignet gewesen, das 
Ergebnis des Verwaltungsverfahrens zu be­
einflussen. Der Gerichtshof wies die Rüge 
daher zurück. 

62. Meines Erachtens wird der Zweck des 
Verfahrens, durch den der Schutz des An­
spruchs auf rechtliches Gehör vollständig 
gesichert werden soll, nicht beeinträchtigt, 
wenn der Betroffene trotz seiner fehlenden 
Unterrichtung über bestimmte Unterlagen 
in einem Verwaltungsverfahren in den 
nachfolgenden Stadien dieses Verfahrens 
Kenntnis von den betreffenden Unterlagen 
erhalten hat und so in der Lage war, zu den 
darin erhobenen Vorwürfen Stellung zu 
nehmen. 

63. Außerdem kommt eine Nichtigerklä­
rung der angefochtenen Entscheidung aus 
diesem Grund nur dann in Betracht, wenn 
das Verfahren ohne den betreffenden 
Rechtsverstoß zu einem anderen Ergebnis 
hätte führen können. Die Beweislast dafür 
obliegt der Partei, die geltend macht, daß 
sich bestimmte in den nicht rechtzeitig zu­
gänglich gemachten Schriftstücken ent­
haltene Informationen spürbar auf den In­
halt der angefochtenen Entscheidung aus­
wirken würden, sofern sie dem Gerichtshof 
unterbreitet würden und ihr bekannt ge­
wesen wären. 

64. Zunächst ergibt sich hinsichtlich der 
Erklärungen, die die Konkurrenten von 
Jadekost der Kommission gegenüber vor 
Erlaß von deren Entscheidung gemacht 
haben, aus den Akten, daß sie inhaltlich der 
Klägerin.bekannt waren 15 und daß diese zu 
den Vorwürfen der Kommission Stellung 
nehmen konnte 16. Wie sich überdies aus 
ihren Schreiben an die deutsche Regie­
rung 17 und aus deren Schreiben an die 
Kommission 18 ergibt, waren deren Bevoll­
mächtigte darüber unterrichtet, in welchem 
rechtlichen und tatsächlichen Rahmen die 
Kommission die Verletzung des Gemein­
schaftsrechts, wie in Abschnitt IV der an­
gefochtenen Entscheidung ausgeführt, fest­
gestellt hat. 

13 — Urteil Boussac (Randnr. 31). Siehe auch Urteil vom 
11. November 1987 in der Rechtssache 259/85 (Frank­
reich/Kommission, Slg. 1987, 4393, Randnr. 13). 

14 — In dieser Rechtssache hatte Frankreich die Nichtigerklä­
rung einer Entscheidung der Kommission über die von der 
französischen Regierung gewährten Beihilfen für das Un­
ternehmen der Textil-, der Bekleidungs- und der Papier­
industrie Boussac Saint Frères beantragt. 

15 — Dies ergibt sich aus dem Fax der Kommission vom 
1. September 1994 an die deutsche Regierung, das als 
Anlage B 3 zur Klagebeanrwortung vorgelegt worden ist. 
Darin wird die Klägerin ersucht, verschiedene Informatio­
nen über den von Jadekost ausgeübten Wettbewerb auf 
dem Gebiet der Preise und bei den Herstellungskosten zu 
übermitteln. 

16 — Die Kommission trägt vor, die aus den Schreiben der 
konkurrierenden Unternehmen hervorgehenden Einzel­
heiten seien in den Besprechungen vom 31. August 1994 
und vom 28. November 1995 mit der Klägerin erörtert 
worden. 

17 — Siehe auch die Schreiben vom 30. Juni 1994 und vom 
20. Februar 1995, die als Anlagen (B 1 und B 6) zur Kla­
gebeantwortung der Kommission vorgelegt worden sind. 

18 — Schreiben vom 2. November 1994 und vom 13. April 
1995, die als Anlagen (B 5 und B 7) zur Klagebeant­
wortung der Kommission vorgelegt worden sind. 
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65. Aus der am 5. August 1995 veröffent­
lichten Mitteilung 95/C 201/06 der Kom­
mission gemäß Artikel 93 Absatz 2 des 
Vertrages an die übrigen Mitgliedstaaten 
und andere interessierte Parteien ergibt 
sich, daß die Kommission Einzelheiten über 
den rechtlichen und den tatsächlichen 
Rahmen angab, innerhalb dessen sie fest­
stellte, daß Deutschland durch die vom 
Land Niedersachsen in Form einer Bürg­
schaft der Firma Jadekost gewährte Beihilfe 
gegen das Gemeinschaftsrecht verstoßen 
habe 19. 

66. Die nach der Veröffentlichung im 
Amtsblatt an die Kommission gesandten 
Schreiben enthielten meines Wissens keine 
Einzelheiten, die nicht während des Ver­
waltungsverfahrens Deutschland mitgeteilt 
worden wären und zu denen ihm nicht 
Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben 
worden wäre 20. 

67. Im einzelnen legten die Unternehmen 
Pickenpack Tiefkühlgesellschaft GmbH & 
Co. KG und Hussmann & Hahn 
GmbH & Co. in ihrem gemeinsamen 
Schreiben vom 31. August 1995 21 unter 
Bezugnahme auf früher von ihnen über­
sandte Schreiben u. a. ihre Ansicht über die 
Rechtmäßigkeit der Beihilfe dar und führ­
ten aus, Jadekost habe seine Erzeugnisse zu 
unter den Herstellungskosten liegenden 
Preisen in den Verkehr gebracht und da­

durch erhebliche Verluste für seine Kon­
kurrenten verursacht. Durch die Stellung 
der Landesbürgschaft sei Jadekost in die 
Lage versetzt worden, sich den Kredit ein­
räumen zu lassen. Ferner ergibt sich aus 
einem Schreiben der Nordsee GmbH an die 
Regierung des Landes Niedersachsen vom 
1. September 1995, in dem auf zwei frü­
here von dieser Firma an die Behörden des 
Landes gesandte Schreiben vom 19. August 
1994 und vom 23. September 1994 ver­
wiesen wird, daß das Unternehmen dem 
Niedersächsischen Finanzministerium ge­
genüber auf den zu Lasten der Konkur­
renten gehenden ruinösen Wettbewerb von 
Jadekost hinwies 22. Aufgrund dessen äu­
ßerte es Zweifel an der Rechtmäßigkeit der 
Beihilfe und machte geltend, Jadekost habe 
die gewährte Finanzhilfe dazu benutzt, mit 
nicht kostendeckenden Preisen zu Lasten 
der Wettbewerber Marktanteile zu ge­
winnen. Schließlich ergibt sich aus dem 
Schreiben der Nordstern Lebensmittel AG 
vom 4. September 1995 23, daß der Kom­
mission gegenüber gerügt wurde, daß Ja­
dekost angestrebt habe, ihren Anteil am 
deutschen Markt beträchtlich zu erhöhen, 
und daß mit dem Markteintritt von Jade­
kost die Verkaufspreise für Tiefkühlfisch­
produkte erheblich unter Druck geraten 
seien. Diese habe zur Folge gehabt, daß 
Jadekost bereits Anfang 1994 praktisch 
konkursreif24 gewesen sei25. Überdies un­
terrichtete Nordstern die Kommission über 
die Marktentwicklung und die Behandlung 
der Sache durch den Niedersächsischen 
Landtag. 

19 — Die Mitteilung bezog sich zwar auf die Leitlinien von 1994 
und nicht von 1992, dies bedeutet jedoch nicht, daß die 
Interessierten nicht gewußt hätten, aufgrund welcher 
Vorschriften die Verletzung des Gemeinschaftsrechts fest­
gestellt wird. 

20 — Einzelheiten dieser Schreiben sind am Ende des Abschnitts 
II der angefochtenen Entscheidung wiedergegeben. 

21 — Dieses Schreiben hat die Kommission als Anlage (B 14) zur 
Klagebeantwortung vorgelegt. 

22 — Dieses Schreiben hat die Kommission als Anlage (B 15) zur 
Klagebeantwortung vorgelegt. 

23 — Dieses Schreiben hat die Kommission als Anlage (B 16) zur 
Klagebeantwortung vorgelegt. 

24 — Der Konkurs über das Vermögen von Jadekost wurde am 
31. März 1995 eröffnet. 

25 — Das betreffende Unternehmen weist in demselben Schrei­
ben darauf hin, daß es seine Vorbehalte gegenüber der 
durch das zu erwartende Geschäftsvolumen maximal ge­
rechtfertigten Höhe der Bürgschaft an Jadekost, die nicht 
über 4 bis 5 Millionen DM hätte hinausgehen dürfen, mit 
Schreiben vom 2. März 1994 auch der Regierung des 
Landes gegenüber mitgeteilt habe. 
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68. Abschließend bin ich der Ansicht, daß 
die in den oben genannten Schreiben ent­
haltenen Einzelheiten der Klägerin mit 
früheren Schreiben der Kommission oder 
durch die Besprechungen mit dieser im 
wesentlichen bekannt geworden waren und 
daß die Klägerin dadurch vor Erlaß der 
angefochtenen Entscheidung zu ihnen Stel­
lung nehmen konnte. Jedenfalls könnte das 
gegenteilige Vorbringen der Klägerin ange­
sichts der eingehenden und langwierigen 
Erörterungen zwischen der Kommission 
und den deutschen Behörden während der 
verschiedenen Stadien des Verfahrens nur 
schwer bestätigt werden 26. Überdies hat 
die Klägerin in der Erwiderung, als sie 
Kenntnis von den Einzelheiten erlangt hat­
te, die in den nach der Veröffentlichung der 
Mitteilung der Kommission verfaßten 
Schreiben enthalten sind, nicht über­
zeugend dargetan, daß das Verfahren ohne 
den von ihr gerügten Verfahrensmangel zu 
einem anderen Ergebnis hätte führen kön­
nen. 

69. Nach alledem ist der erste Klagegrund 
als nicht stichhaltig zurückzuweisen. 

B — Zweiter Klagegrund: Fehlerhafte 
Feststellung des Sachverhalts 

70. Mit dem zweiten Klagegrund wird 
geltend gemacht, daß die Kommission den 

Sachverhalt nur teilweise richtig festgestellt 
und eine Reihe wesentlicher Feststellungen 
unterlassen habe. 

71. Für das Einreichen neuer Dokumente 
und das Vorbringen neuer Feststellungen 
und Einwendungen in der Klage, also nach 
Abschluß des Verwaltungsverfahrens, kön­
ne auf den Zeitpunkt der Entscheidung nur 
dann abgestellt werden, wenn das vorge­
schaltete Verwaltungsverfahren ordnungs­
gemäß durchgeführt worden sei. Wenn also 
kein ordnungsgemäßes Verfahren durch­
geführt worden sei, könne vom Kläger 
nicht verlangt werden, · daß er einen 
Grundsatz der strikten Übereinstimmung 
des Vortrags im Verwaltungsverfahren mit 
dem in der Klage einhalte. 

72. Die Kommission habe es versäumt, das 
Verwaltungsverfahren so zu betreiben, daß 
sie bei Verfahrensabschluß über alle für die 
angefochtene Entscheidung erheblichen 
Tatsachen hätte verfügen können. Zudem 
habe die Kommission ihr tatsächliche und 
rechtliche Erwägungen von wesentlicher 
Bedeutung für die Entscheidung vor­
enthalten. 

73. Ihr Recht, in der Klage, also nach Ab­
lauf des Verwaltungsverfahrens, Er­
wägungen, Informationen und Unterlagen 
vorzubringen, könne nicht präkludiert sein. 
Die rechtliche Bewertung des Sachverhalts 
könne im Klagestadium vorgenommen 
werden, da der Mitgliedstaat weder zu ei­
ner abschließenden und umfassenden Wür-

26 — Vgl. Nr. 24 der Schlußanträge des Generalanwalts F. 
C. Jacobs in der Rechtssache C-301/87 (Frankreich/Kom­
mission, angeführt in Fußnote 3). 
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digung des Sachverhalts noch zur Mittei­
lung seiner Rechtsstandpunkte im Verwal­
tungsverfahren vor der Kommission ver­
pflichtet sei. Im übrigen kenne das Ge­
meinschaftsrecht keine ausdrücklichen Re­
geln über den Ausschluß von 
Einwendungen. 

a) Neues Vorbringen 

74. Nach ständiger Rechtsprechung des 
Gerichtshofes 27 ist die Rechtmäßigkeit ei­
ner Entscheidung im Bereich staatlicher 
Beihilfen aufgrund der Informationen zu 
beurteilen, über die die Kommission bei 
deren Erlaß verfügte. Wie Generalanwalt 
Darmon ausgeführt hat 28, ist die Kontrolle 
durch den Gerichtshof auf die Recht­
mäßigkeit der Entscheidung begrenzt und 
kann nicht mit einer Wiederaufnahme der 
Prüfung des Beihilfeverfahrens anhand von 
Gesichtspunkten verbunden sein, die im 
Stadium des durch die angefochtene Ent­
scheidung abgeschlossenen Verfahrens 
nicht vorgetragen worden waren. 

75. So hat der Gerichtshof in einigen Fäl­
len, in denen ein entsprechendes Aus­
kunftsverlangen der Kommission nicht be­
antwortet worden war, den Tatsachenvor­
trag eines Mitgliedstaats nicht mehr zuge­

lassen, wenn er nicht schon vor der 
Kommission erfolgt war 29. 

76. In bezug auf neue Tatsachen, die die 
Klägerin vor dem Gerichtshof vorbringt 
und nach einer Aufforderung durch die 
Kommission dieser gegenüber im Verwal­
tungsverfahren nicht vorgetragen hat, bin 
ich der Ansicht, daß sie nicht berücksichtigt 
werden können, selbst wenn es sich um 
ergänzenden Tatsachenvortrag handelt, 
dessen Relevanz die Klägerin erst nach Er­
laß der angefochtenen Entscheidung er­
kannt hat. Denn der Gerichtshof kann die 
angefochtene Entscheidung nur auf ihre 
Rechtmäßigkeit hin überprüfen, wenn eine 
Übereinstimmung zwischen dem Vortrag 
im Verwaltungsverfahren und dem Vor­
bringen mit der Klageschrift besteht. 

b) Zur Stichhaltigkeit 

77. In bezug auf seinen Inhalt umfaßt der 
zweite Klagegrund drei Rügen. Die erste 
betrifft die Bestimmung der Beihilfehöhe, 
die zweite die Sachverhaltsfeststellung im 
Hinblick auf die Leitlinien und die dritte 
die Feststellungen bezüglich einer Wettbe­
werbsverfälschung. 

27 — Urteile vom 26. September 1996 in der Rechtssache 
C-241/94 (Frankreich/Kommission, Slg. 1996, I-4551, 
Randnr. 33), vom 10. Juli 1986 in der Rechtssache 
234/84 (Belgien/Kommission, Slg. 1986, 2263, 
Randnr. 16) und vom 20. März 1984 in der Rechtssache 
84/82 (Deutschland/Kommission, Slg. 1984, 1451). 

28 — Nr. 8 a. E. der Schlußanträge in der Rechtssache 248/84 
(Deutschland/Kommission), in der am 14. Oktober 1987 
das Urteil erlassen wurde (Slg. 1987, 4013). 

29 — U. a. Urteil Frankreich/Kommission, angeführt in Fußnote 
27, Randnrn. 36 f. 
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1. Zur Beihilfehöhe 

78. Mit der ersten Rüge im Rahmen des 
zweiten Klagegrundes macht die Klägerin 
geltend, daß die Kommission bestimmte 
Fehler bei der Sachverhaltsfeststellung für 
die Beurteilung des Vorliegens einer Beihilfe 
sowie der Beihilfehöhe begangen habe. 
Diese Rüge besteht aus sechs Teilen. 

i) Angebliche andere Finanzierungsmög­
lichkeiten 

79. Die Klägerin macht geltend, daß die 
Kommission es versäumt habe, ausreichend 
anderweitige Finanzierungsmöglichkeiten 
von Jadekost zu ermitteln, deren Bestehen 
sie im Verwaltungsverfahren nicht aus­
geschlossen habe. 

80. Wie sich aus den Akten ergibt, hat die 
Kommission alle für das Verfahren nach 
Artikel 93 Absatz 2 vorgesehenen Schritte 
zur Erfassung aller Informationen unter­
nommen, deren es für die Prüfung der 
streitigen Bürgschaft bedurfte, die das Land 
zur Sicherung des Jadekost gewährten 
Bankkredits gestellt hatte. 

81. Die Klägerin hat erst mit der Klage­
schrift vor dem Gerichtshof und nicht 
schon im Verwaltungsverfahren vorge­
tragen, daß die Kommission nicht aktiv 

untersucht habe, inwiefern es andere Fi­
nanzierungsmöglichkeiten gebe. Deshalb 
kann die betreffende Rüge aus den ge­
nannten Gründen nicht berücksichtigt 
werden, nachdem sie im Verwaltungsver­
fahren nicht vorgebracht worden ist. 

82. Außerdem bin ich der Ansicht, daß die 
Kommission, wenn sie auf der Grundlage 
der im Verwaltungsverfahren von dem 
Mitgliedstaat vorgetragenen Tatsachen 
entscheidet, nicht verpflichtet ist, in jedem 
Fall einer Bürgschaftsübernahme die an­
deren hypothetischen Finanzierungsmög­
lichkeiten zu untersuchen, soweit der Be­
troffene selbst dies nicht tut. 

ii) Andere Sicherheiten 

83. Die Klägerin macht geltend, die Kom­
mission habe bei der Bestimmung der Bei­
hilfeintensität werthaltige Sicherheiten für 
die Kreditbanken von Jadekost nicht be­
rücksichtigt 30. 

84. Dieses Vorbringen überzeugt mich 
nicht. Wie die Kommission vorgetragen 
hat, geht aus von der Klägerin selbst zur 

30 — Im einzelnen heißt es dazu in Abschnitt III Absatz 6 Satz 4 
der angefochtenen Entscheidung: „Da in der Anlaufphase 
auch Sicherheiten nur sehr eingeschränkt zur Verfügung 
standen, bemühte sich Jadekost um eine Landesbürgschaft 
für die von ihrer Hausbank, der Bayerischen Hypotheken-
und Wechselbank AG, gewähnen Betriebsmittelkredite. 
Aufgrund einer für sie günstigen Betriebsanalyse der 
Hypothekenbank stellte sie am 2. Februar 1994 einen 
entsprechenden Bürgschaftsantrag beim Land Niedersach­
sen." 
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Verfügung gestellten Unterlagen, der Stel­
lungnahme der Niedersächsischen Landes­
regierung und dem Gutachten der Wirt­
schaftsprüfer hervor, daß Sicherheiten nur 
sehr eingeschränkt zur Verfügung stan­
den 31. Im einzelnen wird auf Seite 30 der 
Entscheidungsvorlage der C & L Deutsche 
Revision, die die Klägerin als Anlage zu 
ihrem Schreiben vom 3. Januar 1996 32 der 
Kommission übersandte, dargelegt, aus 
welchen Gründen das Bürgschaftsrisiko 
sehr hoch war. 

85. Ferner hat die Kommission (in 
Randnr. 46 der Klagebeantwortung) vor­
getragen, die Regierung des Landes Nie­
dersachsen habe in ihrer Antwort auf Fra­
gen im Landtag ausgeführt: „Gerade weil 
die Bürgschaftsübernahme risikobehaftet 
war, wurden das Kabinett und der Haus­
haltsausschuß des Niedersächsischen 
Landtages um Zustimmung gebeten ... Die 
Mehrheit der Mitglieder des Kabinetts und 
des Haushaltsausschusses hat die Bürg­
schaftsübernahme mitgetragen. Das Land 
stand vor der Entscheidung, dem Unter­
nehmen bei der Bewältigung der aktuellen 
Schwierigkeiten zu helfen oder durch Ver­
weigerung dieser Hilfe den Konkurs des 
Unternehmens herbeizuführen." 33 

86. Schließlich bin ich der Ansicht, daß die 
Auffassung der Kommission auch durch die 

Bestimmung der Allgemeinen Bürgschafts­
richtlinien des Landes Niedersachsen be­
stätigt wird, die die Voraussetzungen für 
eine Bürgschaftsgewährung durch das Land 
regeln. Im einzelnen legt Nummer 3 dieser 
Richtlinien, auf die die Kommission in 
Randnummer 120 der Klagebeantwortung 
verweist, mit folgenden Worten ein Sub-
sidaritätsprinzip fest: „Bürgschaften wer­
den grundsätzlich nur übernommen, wenn 
die Maßnahmen sonst nicht durchgeführt 
werden können, insbesondere weil keine 
ausreichende Sicherheiten zur Verfügung 
stehen und Bürgschaften von der Nieder­
sächsischen Bürgschaftsbank (NBB) nicht 
erreichbar sind." 

iii) Senkung der Produktionskosten 

87. Die Klägerin trägt vor, die Bürgschaft 
sei keine Conditio sine qua non für die 
Produktion gewesen. Die Senkung der 
Produktionskosten habe nicht, wie die 
Kommission behaupte, 100 % ausgemacht, 
da die Produktionskosten stiegen, weil das 
Unternehmen höhere Zinsen zahle. Nur 
wenn aufgrund der Bürgschaft eine Zins­
verbilligung eintrete, könne sich bei dem 
Unternehmen eine Kostenentlastung er­
geben. 

88. Hierzu ist meines Erachtens lediglich 
festzustellen, daß die Bürgschafts­
gewährung, wie die Kommission vorträgt, 
im Ergebnis für das Unternehmen zu einer 
Kostensenkung führt und daß diese Fest­
stellung der Kommission nicht offensicht­
lich falsch ist. Denn das begünstigte Un­
ternehmen könnte ohne den Kredit, zu 
dessen Sicherung die Bürgschaft gestellt 

31 — Wie die Kommission an anderer Stelle ausführt, hat die 
Klägerin in ihrem Schreiben vom 19. Juli 1994 (Anlage B 2 
zur Klagebeantwortung) vorgetragen: „Zur Sicherstellung 
des Betriebsmittelbedarfs verlangten die Banken eine 
80prozentige Bürgschaft des Landes Niedersachsen für 
einen Kredit von 35 Mio. DM." 

32 — Die Kommission hat dieses als Anlage (B 9) zur Klagebe­
antwortung vorgelegt. 

33 — Gemäß Abschnitt 1.3 der oben genannten Bürgschafts­
richtlinien, auf die die Kommission in Randnr. 46 der 
Klagebeantwortung verweist, bedarf ein Bürgschaftsantrag 
der Zustimmung des Haushaltsausschusses des (Nieder­
sächsischen) Landtags, falls teilweise von den Richtlinie 
abgewichen werden soll. 
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wurde, nicht produzieren, da es nicht über 
die für die Fortsetzung seiner Tätigkeit er­
forderlichen Kredite hätten verfügen kön­
nen. Hierzu werde ich jedoch erst unten bei 
der Prüfung zum einen des vierten Teils der 
ersten Rüge im Rahmen des zweiten Kla­
gegrundes und zum anderen des dritten 
Klagegrundes, insbesondere bei der Unter­
suchung hinsichtlich der Festsetzung der 
Bürgschaftshöhe, nähere Ausführungen 
machen. 

iv) Höhe des Beihilfeelements und Zinssatz 
für den Kredit 

89. Zur Höhe des Beihilfeelements und 
dem Zinssatz für den Kredit trägt die Klä­
gerin erstens vor, das vom Bürgen (dem 
Land Niedersachsen) übernommene Risiko 
entspreche nicht der Gesamthöhe des Be­
trages, für den die Bürgschaft gestellt wor­
den sei 34. Nach den Bürgschaftsrichtlinien 
des Landes müsse eine überwiegende 
Wahrscheinlichkeit bestehen, daß der zu 
verbürgende Kredit tatsächlich zurück­
geführt werden könne. Der Zinssatz, zu 
dem Jadekost ein Darlehen gewährt wor­
den sei, habe über dem durchschnittlichen 
Zinssatz gelegen, den die Banken bei 
gleichartigen Darlehen auf dem Markt an­
wendeten. Die Kommission habe es ver­
säumt, einen Vergleich mit den üblicher­

weise für gewährte Darlehen angewandten 
Zinssatz anzustellen. 

90. Zunächst möchte ich daran erinnern, 
daß es der Gerichtshof in der Rechtssache 
Boussac 35 bei der Prüfung der Frage, ob 
bestimmte Maßnahmen 36, die die Franzö­
sische Republik zugunsten von Unter­
nehmen der Textil-, der Bekleidungs- und 
der Papierindustrie Boussac Saint Frères 
getroffen hatte, staatliche Beihilfen dar­
stellen, für erforderlich hielt, das Kriterium 
anzuwenden, „ob das Unternehmen die 
fraglichen Mittel auf dem Kapitalmarkt 
hätte aufbringen können". Sodann hat er 
(in Randnr. 40) u. a. ausgeführt, aus den 
Akten gehe hervor, daß die Finanzlage der 
betreffenden Firma im maßgeblichen Jahr 
so beschaffen gewesen sei, daß es ihr „we­
gen ihres unzulänglichen Cash-flow nicht 
möglich gewesen wäre, die erforderlichen 
Mittel auf dem Kapitalmarkt auf­
zubringen". Außerdem sei festzustellen, 
daß die ersten privaten Investitionen, die 
viel niedriger seien als die öffentlichen 
Hilfen, erst nach deren Gewährung getätigt 
worden seien. Die dem begünstigten Un­
ternehmen (Boussac) gewährten Kapital­
hilfen stellten somit eine staatliche Beihilfe 
im Sinne von Artikel 92 Absatz 1 des Ver­
trages dar. 

91. Angesichts dieser Rechtsprechung des 
Gerichtshofes halte ich das Vorbringen der 
Kommission für zutreffend, daß die Höhe 
des Beihilfeelements dem Gesamtbetrag 
entspreche, für den die Bürgschaft gewährt 
worden sei. Denn da das Bürgschaftsrisiko, 
wie das Gutachten der C & L Deutsche 
Revision belegt, sehr hoch war, wäre der 

34 — In der mündlichen Verhandlung ist unter Berufung auf die 
entsprechende Mitteilung der Kommission (96/C 68/06, 
Mitteilung der Kommission über „De-minimis"-Beihilfen, 
ABl. C 68 vom 6. März 1996, S. 9) geltend gemacht 
worden, wenn es erhebliche Sicherheiten gebe, könne die 
Beihilfe nicht 100 % des Betrages ausmachen, für den eine 
Bürgschaft gestellt worden sei. 

35 — Urteil vom 14. Februar 1990 (Frankreich/Kommission, 
angeführt in Fußnote 3, Randnr. 39). 

36 — Es handelte sich um Kapitalhilfen, zinsverbilligte Darlehen 
und die Ermäßigung der Soziallasten. 
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Jadekost zugeflossene Kredit ohne die 
Bürgschaft nicht gewährt worden. Ohne die 
Bürgschaft wäre das Unternehmen nicht 
betriebsfähig gewesen und hätte nicht mehr 
produziert, sondern wäre in Konkurs ge­
gangen. Die Bürgschaftsgewährung er­
möglichte es Jadekost, den die Fortführung 
des Betriebes ermöglichenden Kredit zu er­
langen, und die Höhe der Beihilfe kann sich 
nicht von derjenigen des gewährten Kredits 
unterscheiden, so daß die entsprechende 
Feststellung der Kommission meines Er-
achtens nicht offensichtlich unzutreffend 
ist 37. Aufgrund dessen erübrigt sich die 
Prüfung der Frage, ob sich aus der Höhe 
des Zinssatzes für das gewährte Darlehen 
im Vergleich zu den marktüblichen Zins­
sätzen für Darlehen in der entscheidungs­
erheblichen Zeit ergibt, daß Jadekost in 
eine günstigere Position als ihre Konkur­
renten gelangt ist. 

v) Marktentwicklung 

92. Die Klägerin trägt vor, der Preisverfall 
im Bereich der Fischereierzeugnisse habe 
schon vor dem im Juni 1993 stattfindenden 
Markteintritt von Jadekost eingesetzt und 
sich unabhängig von deren Tätigkeit weiter 
fortgesetzt. Das Gutachten der C & L 
Deutsche Revision sei zu dem Ergebnis ge­
kommen, daß Jadekost gute Zukunftsaus­
sichten habe. Weder die Nordfrost-Gruppe 
noch ihre Konkurrenten seien von einer 
Angebotssättigung ausgegangen. Im Kern 
vertritt die Klägerin die Ansicht, die Kom­
mission habe die Entwicklung des relevan­
ten Marktes allzu negativ bewertet. 

93. Nach Auffassung der Kommission zei­
gen die Angaben der Klägerin, daß Jadekost 
nur geringe Erlöse erzielt haben kann. 

94. Meines Erachtens stimmt diese Auffas­
sung der Kommission mit der Einschätzung 
im Gutachten der C & L Deutsche Revi­
sion überein, das zu dem Schluß kam, daß 
das Bürgschaftsrisiko aufgrund der Redu­
zierung der Finanzkraft, der schwer vor­
aussehbaren Entwicklung der Nordfrost-
Gruppe und der Entwicklung des Marktes 
sehr hoch sei. Dies wurde dadurch bestä­
tigt, daß am 31. März 1995 das Konkurs­
verfahren über das Vermögen von Jadekost 
eröffnet wurde. Außerdem ist aus dem, was 
sich aus dem Gutachten der C & L Deut-

37 — Die von der Klägerin angeführte Mitteilung 96/C 68/06 
der Kommission stellt lediglich eine Art von Richtlinien 
dar, deren Wesen darin besteht, daß nach ihnen die Politik 
der Kommission auf verschiedenen Gebieten klargelegt 
wird. (Zum Begriff der Richtlinie insbesondere im franzö­
sischen Recht siehe Prokopios Pavlopoulos, „La directive 
en droit administratif", Paris, L.G.D.J., 1978 [in der Reihe 
„Bibliothèque de Droit Public", Band 128, S. XX und 
2681, passim, Jean Boulouis, „Sur une catégorie nouvelle 
d'actes juridiques: les directives'" in „Recueil d'Etudes en 
hommage à Charles Eisenmann", Paris, Verlag Cujas, 
1977, S. 191, und Pierre Delvolé, „La notion de directive" 
in A.J.D.A. 1974, S. 459) Überdies bin ich der Ansicht, daß 
sich aus dieser Mitteilung nicht ableiten läßt, daß die 
Feststellungen und die Beurteilung der Kommission offen­
sichtlich unzutreffend sind, da das Bürgschaftsrisiko, wie 
ich bereits ausgeführt habe, wegen der finanziellen Lage 
des Unternehmens Jadekost als sehr hoch eingestuft wurde. 
Gemäß der fraglichen Mitteilung kann für Kreditbürg­
schaften das Subventionsäquivalent entweder in der glei­
chen Weise wie das Suventionsäquivalent eines 
zinsgünstigen Darlehens, abzüglich der gezahlten Prämien, 
wobei die Zinsvergünstigung der Differenz zwischen dem 
Referenzzinssatz und dem mittels der staatlichen Bürg­
schaft erhaltenen Satz entspricht, oder als die Differenz 
zwischen a) dem ausstehenden verbürgten Betrag, multipli­
ziert mit dem Risikofaktor (Ausfallwahrscheinlichkeit), 
und b) allen gezahlten Bürgschaftsprämien, d. h. (verbürg­
ter Betrag x Risiko) — Prämie, berechnet werden. 
Im vorliegenden Fall entsprach die gewährte Beihilfe 80 % 
des Jadekost eingeräumten Kredits von 35 Mio. DM. Nach 
Abzug der Verwaltungs- und Bürgschaftsgebühren beträgt 
das Nettosubventionsäquivalent 98,7 % von 25,6 Mio. 
DM; unter Anwendung des Nettosubventionsäquivalents 
von 98,7 % ergibt sich ein Betrag von 25 267 200 DM. 
Hiervon entfallen 10 688 025 DM (gleich 42,3 %) auf die 
Fischereizeugnisse. 
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sche Revision ergibt, meines Erachtens zu 
folgern, daß hier weder ein Tatsachen­
irrtum noch eine offensichtlich un­
zutreffende Beurteilung der Kommission 
vorliegt, so daß auch der entsprechende 
Klagegrund als nicht stichhaltig zurückzu­
weisen ist. 

vi) Gesamtbetrachtung 

95. Die Klägerin macht geltend, daß ein 
Zusammenhang zwischen dem zusätzlichen 
Mittelbedarf von Jadekost und dem Ge­
samtinvestitionsvorhaben bestanden habe. 
Aufgrund dessen hätte die Bürgschaft für 
die Finanzierung der verbleibenden In­
vestitionen herangezogen und hätten damit 
die Eigenmittel von Jadekost zur Deckung 
der Bedarfs an liquiden Mitteln eingesetzt 
werden können. Die Bestimmung der Ver­
wendung als „Betriebsmittelkredit" sei nur 
aus Vereinfachungsgründen erfolgt; sie be­
haupte nicht, daß der Kredit nicht als Be­
triebsmittelkredit, sondern als Investitions­
darlehen ausgereicht worden sei. Entschei­
dend bei der Gesamtbetrachtung sei jedoch, 
daß die Höhe der gesamten Jadekost ge­
währten Beihilfeförderung den insgesamt 
für die Durchführung des Förderungsplans 
zulässigen Höchstsatz nicht übersteige. 

96. Die Kommission hebt hervor, daß die 
Klägerin den Kredit bis zum 13. April 1995 

als Betriebsmittelkredit bezeichnet habe38. 
Dies ergebe sich aus allen vorliegenden 
Bankpapieren, dem Antrag des Unterneh­
mens bei der niedersächsischen Landesre­
gierung39, dem Beschluß dieser Regierung 
vom 1. März 1994 40 und dem Beschluß 
des Landeskreditausschusses vom 6. April 
1994 41. 

97. Aus alledem folgt meines Erachtens, 
daß hier kein, und schon gar kein wesent­
licher, Fehler auf Seiten der Kommission bei 
der Sachverhaltsfeststellung vorliegt, da sie 
keine Beurteilung des von Jadekost durch­
zuführenden Gesamtinvestitionsplans, son­
dern nur desjenigen Teils dieses Planes 
vornahm, der den Mittelbedarf von Jade­
kost betraf, dessentwegen die Beihilfe ge­
währt wurde. 

2. Sachverhaltsfeststellung bezüglich der 
Leitlinien 

98. Die zweite Rüge im Rahmen des zwei­
ten Klagegrundes betrifft die Sachverhalts­
feststellung bezüglich der Leitlinien für den 

38 — Sie legt ein Schreiben vom 22. Juli 1994 der Klägerin an sie 
vor (Anlage B 2 zur Klagebeantwortung). 

39 — In diesem Antrag, vorgelegt als Anlage B 19 zur Klagebe­
antwortung, wird als Verwendungszweck des Kredits 
„Betriebsmittelkredit für das Umlaufvermögen" angege­
ben. 

40 — Er wird in Abschnitt III Absatz 6 a E. der angefochtenen 
Entscheidung wörtlich angeführt. 

41 — Dieser Beschluß wird als Anlage B 2 zur Klagebeant­
wortung der Kommission vorgelegt, der zufolge sich dies 
auch aus der Erklärung vom 2. Mai 1994 über die An­
nahme der Bürgschaft ergibt. 
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Fischereisektor. Die Klägerin macht gel­
tend, die Kommission habe nicht fest­
gestellt, daß die Bürgschaft unter der Auf­
lage der Einhaltung des vorgegebenen Fi­
nanzplans von Jadekost vom 23. März 
1994 in der aktualisierten Fassung vom 
18. Oktober 1994 übernommen worden 
sei, der eine Mittelbindung mit sich ge­
bracht habe und dessen Einhaltung seitens 
des Landes Niedersachsen auch überwacht 
worden sei. Dieser Plan entspreche demje­
nigen in der abschließenden Feststellung 
der Gutachten für die Jahre 1994 und 
1995. Außerdem enthalte die angefochtene 
Entscheidung keine Feststellungen zu den 
Produktionsmengen oder den Produktions­
oder Produktionsmitteleinheiten. 

99. Wie die Kommission jedoch geltend 
macht, wird in der angefochtenen Ent­
scheidung der Finanzplan behandelt 42. 
Auch wird in der angefochtenen Entschei­
dung von einer alternativen Verknüpfung 
der Merkmale in Abschnitt 1.3 der Leit­
linien ausgegangen, so daß die Kommission 
nicht prüfen mußte, ob die Bürgschaft in 
irgendeiner Form an Produktionsmengen 
etc. anknüpft. Somit ist die Rüge unbe­
gründet, daß es hier bezüglich der Anwen­
dung der Leitlinien an einer Sachverhalts­
feststellung der Kommission fehle. 

3. Feststellungen betreffend eine mögliche 
Wettbewerbsverfälschung 

100. Mit der dritten Rüge im Rahmen des 
zweiten Klagegrundes macht die Klägerin 

geltend, daß die Feststellungen zum Beleg 
entweder einer den Wettbewerb ver­
fälschenden Beihilfe oder einer Kosten­
entlastung für Jadekost durch die Bürg­
schaft unzureichend seien. 

101. Zur Definition des Marktes trägt die 
Klägerin vor, der bloße Hinweis auf die 
Nennung der „tiefgekühlten Fischerzeug­
nisse" und der „Fischstäbchen, Fischfilets, 
Schlemmerfilets" sei keine ausreichende 
Sachverhaltsfeststellung. Darüber hinaus 
habe es die Kommission versäumt, Fest­
stellungen zum europäischen Markt, na­
mentlich zum Umfang der Erzeugung tief­
gekühlter Fischprodukte in anderen Mit­
gliedstaaten, zu treffen. Aus den Statistiken 
werde jedenfalls deutlich, daß die Produk­
tion von Tiefkühlfisch durch die Jadekost 
nur einen geringen Anteil an der gesamten 
Produktion im Gemeinsamen Markt dar­
stelle. 

102. Wie die Kommission jedoch vorträgt, 
wird in der angefochtenen Entscheidung 
festgestellt, daß es einen Wettbewerb auf 
dem Markt für tiefgekühlte Fischerzeug­
nisse und auf dem Markt für Fischstäbchen, 
Fischfilets und Schlemmerfilets gebe. Es sei 
offenkundig, daß in Deutschland und in der 
Gemeinschaft, wie in der angefochtenen 
Entscheidung (Abschnitt I Absatz 1) fest­
gestellt werde, Wettbewerb herrsche. Dies 
ergebe sich auch aus der von der Klägerin 
vorgelegten Korrespondenz mit den natio-42 — Abschnitt III Absatz 8 und Abschnitt IV Absatz 7 der 

angefochtenen Entscheidung. 
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nalen Behörden. Somit enthält die ange­
fochtene Entscheidung Feststellungen zur 
Wettbewerbsverfälschung. Ob sie aus­
reichend sind, werde ich nach der Unter­
suchung des dritten Klagegrundes prüfen. 

103. Nach alledem ist der zweite Klage­
grund zurückzuweisen. 

C — Dritter Klagegrund: Anwendung des 
Artikels 92 Absatz 1 des Vertrages 

104. Mit ihrem dritten Klagegrund macht 
die Klägerin geltend, daß die Kommission 
Artikel 92 Absatz 1 des Vertrages fehler­
haft angewandt habe. Sie unterteilt diesen 
Klagegrund in drei Rügen, die erstens die 
fehlerhafte Anwendung der Leitlinien bei 
der Prüfung der Frage, ob der Tatbestand 
einer Beihilfe im Sinne des Artikels 92 Ab­
satz 1 vorliegt, zweitens die unrichtige 
Subsumtion des Sachverhalts und drittens 
gravierende Verstöße gegen die Be­
gründungspflicht gemäß Artikel 190 des 
Vertrages betreffen. 

105. Bevor ich die Rügen der Klägerin 
prüfe, möchte ich jedoch in knappen Wor­
ten den Begriff der Verfälschung des Wett­
bewerbs im Sinne von Artikel 92 Absatz 1 
des Vertrages analysieren. 

a) Rechtsprechung 

106. Wie sich aus dem Wortlaut des Arti­
kels 92 Absatz 1 ergibt, genügt es für die 
Anwendung dieser Vorschrift, daß die be­
treffende Beihilfe den Wettbewerb zu ver­
fälschen „droht". Des näheren sind gemäß 
Artikel 92 Absatz 1 des Vertrages Beihilfen 
mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar, 
die durch die „Begünstigung" von Unter­
nehmen den Wettbewerb verfälschen oder 
zu verfälschen drohen4.3. Das Vorliegen ei­
ner Beihilfe setzt somit voraus, daß einem 
Unternehmen unmittelbar oder mittelbar 
ein Vorteil gewährt wird 44. 

107. Wenn die Kommission also feststellt, 
daß ein Unternehmen eine Beihilfe erhalten 
hat, so muß sie klären, welchen Nutzen das 
Unternehmen aus der staatlichen Maß­
nahme zieht, da diese ohne einen solchen 
Nutzen keine Beihilfe gegenüber dem be­
treffenden Unternehmen darstellt45. 

43 — Wie der Gerichtshof im Urteil vom 14. November 1984 in 
der Rechtssache 23/82 (Intermills/Kommission, Slg. 1984, 
3809, Randnr. 32) ausgeführt hat, „kann die Gewährung 
von Beihilfen ... nicht ohne weiteres als vertragswidrig 
angesehen werden. Unabhängig davon, in welcher Form 
die Beihilfen gewährt werden, ... hat die Kommission 
daher zu prüfen, ob die betreffenden Beihilfen gegen 
Artikel 92 Absatz 1 verstoßen. Bejaht sie dies, so hat sie 
sich ein Urteil über eine eventuelle Freistellung nach 
Artikel 92 Absatz 3 zu bilden und ihre Entscheidung 
hierüber entsprechend zu begründen." 

44 — Siehe Christian Gavalda und Gilbert Parléani, Droit des 
affaires de l'Union Européene, Paris, Litec, 2. Auflage, 
1998, S. 394 ff., $ 737. 

45 — Siehe Bellamy und Child, Common Market Law of Com­
petition, 4. Auflage, 1993, S. 911, Nr. 18-004. 
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108. In der Rechtsprechung ist dem Begriff 
Wettbewerbsverfälschung eine weite Be­
deutung beigelegt worden. So ist eine 
Wettbewerbsverfälschung angenommen 
worden, wenn die staatliche Maßnahme 
bestimmte Faktoren der Produktionskosten 
eines Unternehmens künstlich verändert 
und wenn sie die Stellung eines Unterneh­
mens gegenüber anderen Wettbewerbern 
im innergemeinschaftlichen Handel ver­
stärkt 46. Im Urteil Philip Morris/Kommis­
sion vom 17. September 1980 entschied der 
Gerichtshof, daß die dem seinerzeit kla­
genden Unternehmen gewährte Beihilfe 
„zwangsläufig zur Erweiterung seiner Pro­
duktionskapazität und folglich zur Ver­
stärkung seiner Möglichkeit [führte], die 
Handelsströme einschließlich der zwischen 
den Mitgliedstaaten bestehenden zu ver­
sorgen", sowie „die Kosten für die Um­
stellung der Prokuktionsanlagen gesenkt 
und der Klägerin, allein dadurch einen 
Wettbewerbsvorteil gegenüber Herstellern 
eingeräumt [hätte], die eine entsprechende 
Erweiterung der Produktionskapazität ih­
rer Anlagen auf eigene Kosten durchführten 
oder durchführen wollen" 47. 

109. Mit einem weiteren Urteil, das von 
der Französischen Republik gewährte Bei­
hilfen betraf, entschied der Gerichtshof, 
daß „es die geplanten Beihilfen den be­
günstigten Unternehmen ermöglichen 
[würden], ihre Investitionskosten zu sen­
ken; damit würden sie die Stellung dieser 
Unternehmen gegenüber anderen Unter­
nehmen, die mit ihnen in der Gemeinschaft 
im Wettbewerb stehen, stärken" 48. Diese 

Voraussetzung kann auch dann vorliegen, 
wenn die Beihilfen es in einem Mitglied­
staat niedergelassenen Unternehmen er­
möglichen, ihre Produktion fortzuführen, 
so daß sie die Möglichkeiten der Konkur­
renzunternehmen in anderen Mit­
gliedstaaten beeinträchtigen, ihre Erzeug­
nisse in diesen Staat auszuführen 49. 

110. Ferner hat der Gerichtshof angenom­
men, daß eine Beihilfe angesichts der Ver­
flechtung der Märkte, auf denen die Un­
ternehmen der Gemeinschaft tätig sind, den 
Wettbewerb innerhalb der Gemeinschaft 
auch dann verfälschen kann, wenn das be­
günstigte Unternehmen fast seine gesamte 
Produktion außerhalb der Gemeinschaft 
absetzt 50. 

111. Wie ich in den verbundenen Rechts­
sachen C-329/93, C-62/95 und C-63/95 
(Deutschland u. a./Kommission) 51 aus­
geführt habe, bestätigt diese Recht­
sprechung die Auffassung, die Generalan­
walt Capotorti in seinen Schlußanträgen in 
der Rechtssache Philip Morris52 zum Aus­
druck gebracht hatte. Der Generalanwalt 
vertrat dort (Nr. 4) die Ansicht, daß „die 
Wettbewerbsverfälschung eine feststehende 
notwendige Folge des durch die staatliche 
Beihilfe einem bestimmten Unternehmen 

46 — Urteile vom 2. Juli 1974 in der Rechtssache 173/73 
(Italien/Kommission, Slg. 1974, 709) und vom 17. Sep­
tember 1980 in der Rechtssache 730/79, Philip Morris/ 
Kommission, Slg. 1980, 2671). 

47 — Randnr. 11 des in Fußnote 46 angeführten Urteils Philip 
Morris/Kommission. 

48 — Urteil Frankreich/Kommission, angeführt in Fußnote 13, 
Randnr. 24. 

49 — So kann eine Beihilfe für ein Unternehmen gemäß dem 
Urteil vom 13. Juli 1988 in der Rechtssache 102/87 
(Frankreich/Kommission, Slg. 1988, 4067, Randnr. 19) 
selbst dann den Handel zwischen den Mitgliedstaaten 
beeinträchtigen und den Wettbewerb verfälschen, wenn 
dieses Unternehmen im Wettbewerb mit Erzeugnissen aus 
anderen Mitgliedstaaten steht, ohne selbst an den Aus­
fuhren teilzunehmen. Eine solche Situation kann auch 
dann vorliegen, wenn auf dem betreffenden Sektor keine 
Überkapazität besteht. 

50 — Urteil vom 21. März 1990 in der Rechtssache C-142/87 
(Belgien/Kommission, Slg. 1990, I-959, Randnr. 35). 

51 — Nr. 49 meiner Schlußanträge in diesen Rechtssachen, in 
denen das Urteil am 24. Oktober 1996 erging (Slg. 1996, 
I-5151). 

52 — Angeführt in Fußnote 46. 
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oder Produktionszweig zugewandten Vor­
teils ist. Diese Auslegung stützt sich auf die 
wirtschaftliche Logik: Ein äußeres, se­
lektives Einwirken muß den Wettbewerb 
verfälschen. Man kann daher davon aus­
gehen, daß eine beliebige, einem Unter­
nehmen gewährte öffentliche Beihilfe den 
Wettbewerb verfälscht — oder zu verfäl­
schen droht ... —, soweit nicht außerge­
wöhnliche Umstände vorliegen." 

112. Zu der Frage, ob der Handel zwischen 
den Mitgliedstaaten beeinträchtigt worden 
ist, ist entschieden worden, daß der inner­
gemeinschaftliche Handel immer dann als 
von der Beihilfe beeinflußt erachtet werden 
muß, wenn eine von einem Mitgliedstaat 
gewährte Finanzhilfe die Stellung eines 
Unternehmens gegenüber anderen Wett­
bewerbern in diesem Handel verstärkt 53. 
Der Gerichtshof hat diesen Grundsatz in 
seinem Urteil vom 21. März 1990 (Belgien/ 
Kommission) mit der Feststellung bestätigt, 
daß „weder der verhältnismäßig geringe 
Umfang einer Beihilfe noch die verhältnis­
mäßig geringe Größe des begünstigten Un­
ternehmens von vornherein die Möglichkeit 
einer Beeinträchtigung des Handels zwi­
schen Mitgliedstaaten ausschließt] " 54. 

113. Diese Rechtsprechung hat der Ge­
richtshof mit seinem Urteil vom 21. März 
1991 (Italien/Kommission) 55 fortgeführt, 
in dem er entschied, daß „eine Beihilfe 

selbst dann den Handel zwischen Mit­
gliedstaaten beeinträchtigen und den Wett­
bewerb verfälschen [kann], wenn das be­
günstigte Unternehmen im Wettbewerb mit 
Erzeugern aus anderen Mitgliedstaaten 
steht, ohne selbst an den Ausfuhren teilzu­
nehmen; wenn nämlich ein Mitgliedstaat 
einem Unternehmen eine Beihilfe gewährt, 
kann die inländische Erzeugung dadurch 
beibehalten oder erhöht werden, so daß 
sich die Chancen der in anderen Mit­
gliedstaaten niedergelassenen Unter­
nehmen, ihre Erzeugnisse auf den Markt 
dieses Mitgliedstaats auszuführen, er­
heblich verringern. Im übrigen kann selbst 
eine verhältnismäßig geringe Beihilfe den 
Handel zwischen Mitgliedstaaten beein­
trächtigen, wenn auf dem fraglichen Sektor 
ein lebhafter Wettbewerb herrscht". 

114. Aus den angeführten Urteilen ergibt 
sich, daß die Kommission immer dann, 
wenn ein Unternehmen, das eine Beihilfe 
erhält, auf einem Markt tätig ist, auf dem 
ein wirklicher Wettbewerb zwischen den in 
verschiedenen Mitgliedstaaten nieder­
gelassenen Herstellern herrscht, davon 
ausgehen kann, daß die Voraussetzung ei­
ner Beeinträchtigung des Handels zwischen 
Mitgliedstaaten vorliegt. Eine solche Be­
einträchtigung kann dem Gerichtshof zu­
folge auch dann gegeben sein, wenn in dem 
betreffenden Wirtschaftszweig keine Über­
kapazität besteht. Somit kommt nur in 
Produktmärkten, wo es wegen der sehr 
hohen Transportkosten keinen zwischen­
staatlichen Handel gibt, noch eine den 
Handel nicht beeinträchtigende Beihilfe in 
Betracht 56. 

53 — Randnr. 11 des in Fußnote 46 angeführten Urteils Philip 
Morris. 

54 — Randnr. 43 des bereits in Fußnote 3 angeführten Urteils. 
55 — Bereits in Fußnote 3 angeführtes Urteil (Randnr. 27). 

56 — Siehe auch Nr. 19 der Schlußanträge des Generalanwalts 
Van Gerven vom 11. Oktober 1990 in der Rechtssache 
C-303/88 (Italien/Kommission), in der am 21. März 1991 
das bereits in Fußnote 3 angeführte Urteil erging. 
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b) Vorbringen der Klägerin 

1. Die Leitlinien 

115. Mit der ersten Rüge im Rahmen des 
dritten Klagegrundes macht die Klägerin 
geltend, daß die angefochtene Entscheidung 
rechtsfehlerhaft sei. Denn mit ihr werde 
zwar davon ausgegangen, daß die Bürg­
schaft Beihilfeelemente enthalte, doch wer­
de zur Ausfüllung der Tatbestands­
merkmale des Artikels 92 Absatz 1 des 
Vertrages auf die Leitlinien verwiesen, statt 
eine Einzelfallprüfung daraufhin vorzu­
nehmen, ob der Tatbestand erfüllt sei. 

116. Im einzelnen trägt die Klägerin eine 
Reihe von Argumenten vor: a) Die Kom­
mission dürfe die Tatbestandsmerkmale des 
Artikels 92 Absatz 1 des Vertrages nicht 
zwingend und allgemein verbindlich unter 
Bezugnahme auf die Leitlinien festlegen 
(Abschnitt IV Absätze 4, 5 und 12 der an­
gefochtenen Entscheidung); b) in der Ent­
scheidung werde insbesondere ausdrücklich 
darauf hingewiesen, daß die Unvereinbar­
keit nach Abschnitt 1.3 der Leitlinien eine 
weitere Prüfung der Tatbestandsmerkmale 
des Artikels 92 Absatz 1 des Vertrages 
entbehrlich mache (Abschnitt IV Absatz 13 
der angefochtenen Entscheidung); c) die 
Kommission überschreite dadurch, daß sie 
abstrakt verbindlich vorgebe, wie der Tat­
bestand des Artikels 92 Absatz 1 des Ver­
trages auszulegen sei, ihre Befugnisse; d) 
die Leitlinien könnten nur für die Frage der 

Notifizierungspflicht im Verfahren nach 
Artikel 93 Absatz 1 des Vertrages oder für 
die Anwendung des Artikels 92 Absatz 3 
des Vertrages Bedeutung haben. 

117. Meines Erachtens stellen die von der 
Kommission festgelegten Leitlinien eine Art 
von Richtlinien dar, deren Wesen darin 
besteht, daß mit ihrer Hilfe die Politik der 
Kommission in verschiedenen Bereichen 
verdeutlicht wird. Zwar können die Vor­
aussetzungen für die Anwendung der Ver­
tragsbestimmungen durch solche Leitlinien 
nicht verändert werden, doch stellt die 
Kommission mit ihnen den interessierten 
Personen ein sehr wichtiges Instrument für 
die Eigenkontrolle ihres Verhaltens bereit, 
da sie damit die eventuellen Folgen ihrer 
Handlungen abschätzen können. Für die 
Kommission wiederum stellt er einen 
wichtigen Faktor für die Ausübung des ihr 
durch den Vertrag eingeräumten Ermessens 
dar. 

118. Der Gerichtshof hat sich bereits in der 
Rechtssache IJssel-Vliet 57 mit der Frage 
befaßt, welche Wirkung von der Kommis­
sion erlassenen Leitlinien — denjenigen 
von 1988 im Fischereisektor 58— zu­
kommt. Die Rechtssache betraf die ab­
lehnende Entscheidung des nieder­
ländischen Wirtschaftsministers über einen 
Antrag der Firma IJssel-Vliet Combinatie 
BV auf Zuschuß zum Neubau eines Fi­
schereifahrzeugs. 

57 — Urteil vom 15. Oktober 1996 in der Rechtssache C-311/94 
(Slg. 1996, I-5023, Randnrn. 36 bis 44) und Nrn. 34 bis 
52 der Schlußanträge des Generalanwalts Lenz. 

58 — Es handelte sich um die Leitlinien für die Prüfung der 
einzelstaatlichen Beihilfen im Fischereisektor (88/ 
C 313/09; ABl. 1988, C 313, S. 21). 

I - 8268 



DEUTSCHLAND / KOMMISSION 

119. Wie der Gerichtshof dort zunächst 
ausführte (Randnr. 36), „überprüft die 
Kommission nach Artikel 93 Absatz 1 des 
Vertrages fortlaufend in Zusammenarbeit 
mit den Mitgliedstaaten die in diesen be­
stehenden Beihilferegelungen. Sie schlägt 
ihnen die zweckdienlichen Maßnahmen 
vor, welche die fortschreitende Entwick­
lung und das Funktionieren des Gemein­
samen Marktes erfordern. Diese Bestim­
mung begründet eine Verpflichtung der 
Kommission und der Mitgliedstaaten zu 
regelmäßiger und laufender Zusammen­
arbeit, von der sich weder die Kommission 
noch ein Mitgliedstaat für einen unbe­
stimmten, allein vom Willen des einen oder 
anderen Teils abhängigen Zeitraum frei­
machen können" 59. 

120. Ferner wies der Gerichtshof im Urteil 
Ijssel-Vliet (Randnr. 38) darauf hin, daß 
„mit den Leitlinien, die für den fraglichen 
Bereich nicht die ersten sind, frühere Leit­
linien aktualisiert [werden]; sie stellen sich 
damit als Teil einer regelmäßigen und lau­
fenden Überwachung des Fischereisektors 
dar". Sodann führte er aus (Randnr. 39), 
daß diese Überwachung in Zusammen­
arbeit mit den Mitgliedstaaten ausgestaltet 
worden sei, auch wenn sie weiterhin in den 
Händen der Kommission liege. Zunächst 
seien die Mitgliedstaaten 60 zum vor­
läufigen Wortlaut der Leitlinien konsultiert 
worden; anschließend habe die Kommis­
sion der niederländischen Regierung 61 

mitgeteilt, daß sie bei der Genehmigung des 
endgültigen Wortlauts der Leitlinien die 
Bemerkungen der Mitgliedstaaten berück­
sichtigt habe. Schließlich leitete der Ge­
richtshof aus dem letztgenannten Schreiben 
ab, daß „der Geist der Zusammenarbeit 
zwischen der Kommission und den Mit­
gliedstaaten während der gesamten Gel­
tungsdauer dieser Leitlinien bestanden 
hat" 62. 

121. Im selben Urteil leitete der Gerichts­
hof aus den Akten ab (Randnr. 41), „daß 
die Kommission und die niederländische 
Regierung bei der Behandlung der Beihilfen 
im Fischereisektor gemäß Artikel 93 Ab­
satz 1 des Vertrages zusammengewirkt ha­
ben. Von dieser Zusammenarbeit konnte 
sich weder der eine noch der andere Teil 
einseitig freimachen" 63. Deshalb wurde in 
der Sache angenommen, daß die Leitlinien 
Regeln enthielten, die insoweit, als ihnen 
zugestimmt worden sei, bindende Wirkung 
für die Kommission und die Mit­
gliedstaaten entfalteten. 

122. In dem Urteil Ijssel-Vliet entschied der 
Gerichtshof ferner (Randnr. 43), daß „die 

59 — Siehe auch Urteil vom 29. Juni 1995 in der Rechtssache 
C-135/93 (Spanien/Kommission, Slg. 1995, I-1651, 
Randnr. 24). Im Urteil Ijssel-Vliet (Randnr. 37) führte 
der Gerichtshof aus: „Die Leitlinien sind auf Artikel 93 
Absatz 1 des Vertrages gestützt und sind damit Teil dieser 
Verpflichtung zu regelmäßiger und laufender Zusammen­
arbeit, von der sich weder die Kommission noch die 
Mitgliedstaaten freimachen können. Im übrigen entspre­
chen die Leitlinien — zumindest im Verhältnis zwischen 
der Kommission und dem Königreich der Niederlande — 
gerade dem Geist der regelmäßigen und laufenden Zusam­
menarbeit, der nach dem Willen dieses Artikels des 
Vertrages zwischen der Kommission und den Mitglied­
staaten herrschen soll." 

60 — Die niederländische Regierung mit Schreiben vom 
30. März und vom 6. Mai 1988. 

61 — Mit Schreiben vom 30. November 1988. 

62 — In Randnummer 40 erläuterte der Gerichtshof dies mit 
folgenden Worten: „Die Kommission hat nämlich in 
diesem Schreiben die niederländische Regierung ersucht, 
ihr zu bestätigen, daß die in den Leitlinien festgelegten 
Kriterien für alle Beihilfen dieses Sektors beachtet würden. 
Die niederländische Regierung hat der Kommission dar­
aufhin mit Schreiben vom 31. Januar 1989 bestätigt, daß 
die im Fischereisektor gewährten Beihilfen die Leitlinien 
beachteten ... Da sie zur Zeit dieser Bestätigung die 
nationale Beihilferegelung angewandt hat, ist davon aus­
zugehen, daß sich die Bestätigung auf diese bezieht." 

63 — Außerdem hat der Gerichtshof in dem Urteil vom 
24. März 1993 in der Rechtssache C-313/90 (CIRPS u. a./ 
Kommission, Slg. 1993, I-1125, Randnr. 35) einer „Bei­
hilfendisziplin", die die gleiche Rechtsnatur wie die Leit­
linien hatte und deren Regeln von den Mitgliedstaaten 
anerkannt worden waren, bindende Wirkung zuerkannt. 
Bei dieser „Beihilfendisziplin" handelte es sich um Regeln 
für die Beihilfengewährung für die Mitgliedstaaten in ei­
nem bestimmten Bereich (dem Kunstfasersektor), die die 
Kommission in einer Mitteilung über ihre Politik auf die­
sem Gebiet darlegte und denen die Mitgliedstaaten zu­
stimmten; siehe auch das in Fußnote 58 angeführte Urteil 
vom 15. Oktober 1996 (Ijssel-Vliet, Randnr. 42). 
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Kommission ihre Zustimmung zu den Än­
derungen der nationalen Beihilferegelung 
nur erteilt [hatte], soweit bei der Beihilfe 
der niederländischen Regierung für den Bau 
von Fischereifahrzeugen die Leitlinien be­
achtet würden. Daher hat die nieder­
ländische Regierung die in den Leitlinien 
aufgestellten Regeln mit dem Vollzug der 
Änderungen akzeptiert. Mithin binden die 
Leitlinien ... die Niederlande". Somit er­
gebe sich (so Randnr. 44) „aus der Ver­
pflichtung zur Zusammenarbeit aus Arti­
kel 93 Absatz 1 des Vertrages einerseits 
und dem Umstand, daß die in den Leitlinien 
aufgestellten Regeln akzeptiert wurden, 
andererseits, daß ein Mitgliedstaat, hier: 
das Königreich der Niederlande, ver­
pflichtet ist, die Leitlinien der Entscheidung 
über einen Antrag auf Beihilfe für den Bau 
eines für die Fischerei bestimmten Schiffes 
zugrunde zu legen". 

123. In der vorliegenden Rechtssache hat 
die Klägerin, wie die Kommission ohne 
Widerspruch von Seiten der Klägerin vor­
getragen hat (Nr. 90 und Nrn. 181 ff. der 
Klagebeantwortung), abgesehen davon, 
daß die Mitgliedstaaten an der Erarbeitung 
der Leitlinien mitwirken, am Verfahren ih­
res Erlasses teilgenommen und ihnen zuge­
stimmt. Außerdem sind die Leitlinien eine 
Bedingung für die Genehmigung der nie­
dersächsischen Bürgschaftsrichtlinien. 

124. Nach alledem bin ich der Ansicht, daß 
die Leitlinien die Kommission, aber auch 
die Klägerin binden. Daher haben die 
deutschen Behörden sie immer dann anzu­
wenden, wenn sie über einen Antrag eines 

Unternehmens auf Beihilfegewährung, z. B. 
durch Stellung einer Bürgschaft für Bank­
kredite, entscheiden und das Unternehmen 
im Fischereisektor tätig ist. 

125. Außerdem möchte ich zum Inhalt der 
Leitlinien für die Prüfung der einzelstaat­
lichen Beihilfen im Fischerei- und Aqua-
kultursektor betonen, daß Abschnitt 1.1 
erläutert, in welchen Fällen das Vorliegen 
einer Beihilfe angenommen werden kann 
(wie die Verwendung des Wortes „insbe­
sondere" beweist, handelt es sich um eine 
Aufzählung von Beispielsfällen), und nicht 
unter Verstoß gegen Artikel 92 Absatz 1 
des Vertrages eine Definition des Begriffes 
Beihilfe vornimmt. 

126. Nach alledem bin ich der Ansicht, daß 
die Kommission sich bei der Prüfung der 
Frage, ob die Jadekost gewährte Beihilfe als 
vereinbar mit dem Gemeinsamen Markt 
angesehen werden kann, auf die Leitlinien 
stützen mußte. 

127. Die Kommission trägt vor, aus der 
angefochtenen Entscheidung ergebe sich 
eindeutig, daß der Sachverhalt im Hinblick 
darauf gewürdigt worden sei, ob der Tat­
bestand des Artikels 92 Absatz 1 vorliege, 
und daß sich alle unbestrittenen Fest­
stellungen zur Rechtsnatur der Beihilfe 
auch im Verwaltungsverfahren auf die 
Vorschrift bezogen hätten. 
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128. Ferner führt die Kommission aus, die 
Bezugnahme auf die Leitlinien in der an­
gefochtenen Entscheidung sei dadurch zu 
erklären, daß diese die Frage betreffe, ob 
die Beihilfe, deren Existenz angenommen 
worden sei (in dem Sinn, daß angenommen 
worden sei, daß eine Beihilfe vorliege), 
unter Berücksichtigung der Leitlinien ge­
mäß Artikel 92 Absatz 3 des Vertrages ge­
nehmigt werden könne. 

129. Die Kommission legte daher pflicht­
gemäß neben Artikel 92 Absatz 1, auf den 
sie sich gemäß der ausdrücklichen Fest­
stellung in Teil IV Absatz 1 der ange­
fochtenen Entscheidung ebenfalls stützte, 
auch die Leitlinien zugrunde. 

2. Subsumtion des Sachverhalts 

130. Mit der zweiten Rüge im Rahmen des 
dritten Klagegrundes macht die Klägerin 
geltend, daß die Bürgschaftsgewährung 
durch das Land Niedersachsen zwar Ele­
mente einer staatlichen Beihilfe im Sinne 
von Artikel 92 Absatz 1 des Vertrages ent­
halte, die angefochtene Entscheidung je­
doch fehlerhaft sei. Sie gliedert diese Rüge 
in zwei Teile und macht geltend, daß die 
angefochtene Entscheidung sowohl bei der 
Bestimmung der Beihilfehöhe als auch bei 
der Prüfung der Frage, ob eine Wettbe­
werbsverfälschung vorliege, Mängel auf­
weise. 

i) Bestimmung der Beihilfehöhe 

131. Zur Beihilfehöhe macht die Klägerin 
geltend, daß die Kommission gehalten sei, 
den tatsächlichen Vorteil einer Bürgschaft 
für den Beihilfebegünstigten genau zu be­
stimmen und zu berücksichtigen. Die 
Kommission habe zu prüfen versäumt, ob 
Jadekost einen anderen (geringeren) Kredit 
ohne Bürgschaft hätte erhalten können. Die 
Kommission sei bei der Bestimmung der 
Beihilfeintensität der Bürgschaft fehl­
gegangen, da sie das Vorliegen von Sicher­
heiten ganz ignoriert sowie deren Werthal-
tigkeit und deren Bedeutung für die Beur­
teilung der Beihilfehöhe nicht geprüft ha­
be 64. 

132. Zunächst hat die Klägerin die Ansicht 
vertreten, sie habe eine Risikoprämie ge­
währt, die den Beihilfecharakter der Bürg­
schaft ausgeglichen habe, und die Kom­
mission habe die Bedeutung dieser Prämie 
weder geklärt noch gewürdigt. Sodann hat 
sie erneut vorgetragen, die Kommission 
habe bei ihrer Bewertung der Beihilfehöhe 
nicht die Existenz erheblicher Sicherheiten 
für das Darlehen berücksichtigt, für deren 
Wert auf den Zeitpunkt von dessen Be-
sicherung und nicht auf den der Fälligkeit 
des Darlehens, zu dem sie unterbewertet 
gewesen seien, abzustellen sei. Denn durch 

64 — Die Klägerin widerspricht der Ansicht der Kommission, 
Jadekost hätte ohne Bürgschaft überhaupt keinen Kredit 
erhalten. Die Kommission habe zwei Ansätze vermischt 
und widersprüchlich angewandt. Nach dem ersten habe sie 
den Preisvorteil, der dem Unternehmen zugute komme, 
bemessen und nach dem zweiten dann ermittelt, ob und in 
welchem Umfang das Unternehmen mit den vorhandenen 
Sicherheiten eine anderweitige Finanzierung hätte erhalten 
können. 
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die Existenz von Sicherheiten werde das 
Risiko für den Bürgen gemindert 65. 
Schließlich trägt die Klägerin vor, die 
Kommission habe es versäumt, die Mög­
lichkeit einer Alternativfinanzierung zu 
untersuchen. 

133. Was den Streit der Klägerin mit der 
Kommission über die Beihilfehöhe und die 
Art und Weise von deren Feststellung an­
geht, ergibt sich, wie ich schon in den vor­
ausgehenden Abschnitten meiner Schluß­
anträge ausgeführt habe, aus der ange­
fochtenen Entscheidung und den Akten, 
daß die Kommission zu Recht zu dem Er­
gebnis gelangt ist, daß Jadekost unter den 
Bedingungen des Marktes ohne die Bürg­
schaft nicht den ihr gewährten Kredit hätte 
erlangen können. Dieser wurde ihr deshalb 
in dieser Höhe eingeräumt, weil das Land 
eine Bürgschaft stellte, und nicht, weil er 
durch den Wert der zu stellenden Sicher­
heiten gesichert gewesen wäre. Somit wur­
de ein bestimmtes Unternehmen begünstigt, 
nämlich durch eine selektierende Ein­
wirkung von außen (vom Staat her) zu­
gunsten eines einzelnen Unternehmens. Der 
Nutzen für Jadekost bestand also in dem 
Gesamtbetrag, den sie für sich erlangen 
konnte. 

ii) Vorliegen einer Wettbewerbs­
verfälschung 

134. Mit dem zweiten Teil der zweiten im 
Rahmen des dritten Klagegrundes vorge­

brachten Rüge macht die Klägerin geltend, 
daß die Kommission hinsichtlich einer 
Wettbewerbsverfälschung im Sinne von 
Artikel 92 Absatz 1 des Vertrages von einer 
angeblichen Kostenentlastung auf eine 
künstliche Stärkung der Stellung von Jade­
kost auf dem Markt schließe. Sie, die Klä­
gerin, habe niemals eingeräumt, daß durch 
die Bürgschaft eine Wettbewerbs­
verfälschung drohe. 

135. Die Argumentation der Klägerin 
stützt sich auf folgendes: a) Die Kommis­
sion habe weder den relevanten Markt be­
stimmt noch das Bestehen von Wettbewerb 
geprüft; b) ferner nehme die Kommission 
unter Berufung auf das Urteil Siemens/ 
Kommission des Gerichts erster Instanz 66 

zu Unrecht eine pauschale Vermutung an, 
wonach die Gewährung von Betriebs­
beihilfen per se wettbewerbsverfälschend 
sei. Aus dem Wortlaut der Leitlinien ergebe 
sich, daß Betriebsbeihilfen als mit dem 
Gemeinsamen Markt vereinbar angesehen 
werden könnten. Deshalb sei eine Einzel­
fallprüfung stets notwendig 67. 

65 — Die Klägerin differenziert zwischen der Grundsatzfrage, 
weiche Bedeutung Sicherheiten für die Beihilfeintensität 
haben, einerseits und den im vorliegenden Fall gegebenen 
Problemen der Bewertung der bestehenden Sicherheiten 
andererseits. Denn letztlich sei der Vorteil für den Schuld­
ner aus der Bürgschaft geringer als der für einen Zuschuß­
empfänger. 

66 — Urteil vom 8. Juni 1995 in der Rechtssache T-459/93 (Slg. 
1995, II-1675). 

67 — Ferner trägt die Klägerin vor: c) Die Behauptung der 
Kommission, daß die vom Land Niedersachsen ausge­
reichte Bürgschaft eine Kostenentlastung um 100 % be­
wirkt habe, sei unzutreffend; d) die Kommission gehe zu 
Unrecht davon aus, daß die Bürgschaftsgewährung durch 
das Land Niedersachsen den Wettbewerb verfälscht habe, 
da Jadekost ihre Produkte zu künstlich niedrigeren als den 
marktüblichen Preisen habe anbieten können. Der Eintritt 
von ladekost mit ihrer geringen Produktionsmenge in den 
Markt für tiefgekühlte Fischprodukte habe sich nicht auf 
den konstanten Preissenkungstrend ausgewirkt. Außerdem 
sei eine Wettbewerbsverfälschung wegen des geringen 
Anteils, den die Produktion von Jadekost auf europäischer 
Ebene ausmache, nicht spürbar. Der Anteil der Klägerin an 
der Gesamtproduktion der Mitgliedstaaten betrage we­
niger als 24 %, und Jadekost habe nur einen europaweiten 
Marktanteil von 1,5 %. 
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136. Dieses Vorbringen der Klägerin über­
zeugt nicht. Wie ich im folgenden aus­
führen werde, liegt zumindest eine dro­
hende Wettbewerbsverfälschung vor. Wie 
die Kommission zu Recht vorträgt, wird 
der relevante Markt in Abschnitt III Ab­
satz 3 der angefochtenen Entscheidung ge­
nau bestimmt. Es handelt sich um den 
Markt für tiefgekühlte Fischerzeugnisse 
(Fischstäbchen, Fischfilets und Schlemmer­
filets). Die Marktabgrenzung folgt dabei 
dem Vortrag der Klägerin im Verwaltungs­
verfahren. 

137. Das Bestehen von Wettbewerb auf 
diesem Markt wird in Abschnitt III Ab­
satz 6 der angefochtenen Entscheidung 
ausdrücklich festgestellt. Wie die Kommis­
sion zutreffend vorträgt, herrscht auf die­
sem Markt europaweit Wettbewerb. Dies 
zeigt sich am Bestehen einer gemeinsamen 
Marktordnung für diese Erzeugnisse seit 
1971 68 und an den Leitlinien für die Prü­
fung der einzelstaatlichen Beihilfen im Fi­
scherei- und Aquakultursektor 69. 

138. Wiederum ist festzustellen, daß die 
Rechtsprechung dem Begriff der Verfäl­
schung des Wettbewerbs eine weite Bedeu­
tung beigelegt hat. Der Wettbewerb wird 
verfälscht, soweit die staatliche Interven­
tion bestimmte Elemente der Produktions­

kosten eines Unternehmens künstlich ver­
ändert und dessen Stellung gegenüber an­
deren Wettbewerbern im innergemein-
schartlichen Handel verstärkt 70. 

139. Meines Erachtens verfälscht die Ge­
währung einer Betriebsbeihilfe an Jade­
kost 71 den Wettbewerb oder droht ihn je­
denfalls zu verfälschen. Denn durch die 
Gewährung einer solchen Beihilfe werden 
ein bestimmtes Unternehmen und seine 
Produktion begünstigt und dieses gegen­
über seinen Wettbewerbern in eine günsti­
gere Lage versetzt. 

140. Läßt sich somit geltend machen, daß 
eine pauschale Vermutung für die Un­
zulässigkeit von Betriebsbeihilfen besteht? 

141. Nach dem Urteil vom 15. Mai 1997 
in der Rechtssache Siemens/Kommission 72 

handelt es sich bei Betriebsbeihilfen um 
„Aufwendungen[, die] übliche Betriebs­
kosten sind, die einem Unternehmen bei 

68 — Diese Materie ist durch die Verordnung (EWG) Nr. 
3759/92 des Rates vom 17. Dezember 1992 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Fischereierzeugnisse 
und Erzeugnisse der Aquakultur (ABl. 1992, L 388, S. 1) 
geregelt. 

69 — Die Kommission trägt vor, dies sei auch daraus abzuleiten, 
daß in der angefochtenen Entscheidung von Hinweisen 
mehrerer Wettbewerber und Verbände aus den Mit­
gliedstaaten die Rede sei. 

70 — Urteile vom 2. Juli 1974 (Italien/Kommission) und vom 
17. September 1980 (Philip Morris/Kommission), ange­
führt in Fußnote 46. 

71 — Abschnitt IV Absätze 10 und 11 der angefochtenen Ent­
scheidung in ihrer französischen Fassung, Abschnitt IV 
Absätze 12, 13 und 14 der angefochtenen Entscheidung in 
ihrer deutschen Fassung, die auch allein verbindlich ist. 

72 — Rechtssache C-278/95 P (Slg. 1997, I-2507, Randnr. 18). 
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seiner normalen Tätigkeit entstehen" 73. Sie 
bezwecken somit, das Unternehmen von 
den Kosten zu befreien, die es im Rahmen 
seiner laufenden Tätigkeit zu tragen hätte. 

142. Außerdem können Betriebsbeihilfen 
nach ständiger Rechtsprechung 74 keines­
falls gemäß Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe 
c des Vertrages als vereinbar mit dem Ge­
meinsamen Markt angesehen werden, da 
sie als solche die Handelsbedingungen in 
einer Weise verändern, die dem gemein­
samen Interesse zuwiderläuft 75. 

143. Die Richtlinien definieren (in Ab­
schnitt 1.3 Absatz 4 dritter Gedanken­

strich) den Begriff der Betriebsbeihilfe (im 
Fischereisektor). Danach handelt es sich 
dabei um einzelstaatliche Beihilfen, die ge­
währt werden, ohne daß von dem Be­
günstigten eine Verpflichtung hinsichtlich 
der Verwendung verlangt wird, und die zur 
Verbesserung der finanziellen Lage ihrer 
Betriebe bestimmt sind oder deren Beträge 
sich nach der erzeugten oder vermarkteten 
Menge, dem Preis der Erzeugnisse, der 
Produktions- oder Produktionsmitteleinheit 
richten und die eine Produktionskosten­
senkung oder Einkommensverbesserung 
des Begünstigten zum Ergebnis hätten. 
Dabei wird ausdrücklich festgestellt, daß 
solche Beihilfen als Betriebsbeihilfen mit 
dem Gemeinsamen Markt unvereinbar sei­
en. 

144. Aus den genannten Entscheidungen 
des Gerichtshofes und dem Wortlaut der 
Leitlinien, die, wie ich dargelegt habe, die 
Kommission und die Mitgliedstaaten bin­
den, ergibt sich, daß Betriebsbeihilfen — 
wie am Ende des Abschnitts 1.3 der Leit­
linien in einer Fußnote vorgesehen, vorbe­
haltlich der Anwendung von Artikel 92 
Absatz des Vertrages — den Wettbewerb 
verfälschen. Gemäß Artikel 92 Absatz 2 
sind mit dem Gemeinsamen Markt verein­
bar: a) Beihilfen sozialer Art an einzelne 
Verbraucher, wenn sie ohne Diskriminie­
rung nach der Herkunft der Waren gewährt 
werden, b) Beihilfen zur Beseitigung von 
Schäden, die durch Naturkatastrophen 
oder sonstige außergewöhnliche Ereignisse 
entstanden sind, und c) Beihilfen für die 
Wirtschaft bestimmter, durch die Teilung 
Deutschlands betroffener Gebiete der Bun­
desrepublik Deutschland 76. 

73 — Der Gerichtshof befand daher insoweit die Begründung des 
Gerichts erster Instanz für zutreffend; dieses hatte in 
Randnr. 77 des (in Fußnote 72) bereits angeführten Urteils 
vom 8. Juni 1995 (Siemens/Kommission) ausgeführt, daß 
sowohl die Beihilfen für Werbemaßnahmen und Markt­
erhebungen als auch diejenigen für den Erwerb von zu 
vermietendem Material „für die Vermarktung der Siemens-
Erzeugnisse bestimmt" seien. Sodann fuhr es fort: „Da die 
Vermarktung eine übliche und laufende Tätigkeit der 
Unternehmen ist, stellen diese Beihilfen Betriebsbeihilfen 
für das Unternehmen dar, die zum einen nicht die 
Entwicklung' eines wirtschaftlichen Sektors erleichtern 
und zum anderen der Klägerin eine künstliche finanzielle 
Unterstützung verschaffen, die den Wettbewerb dauerhaft 
verfälscht und den Handelsverkehr in einer Weise verän­
dert, die dem gemeinsamen Interesse zuwiderläuft." 

74 — Siehe u. a. Urteil des Gerichtshofes vom 6. November 
1990 in der Rechtssache C-86/89 (Italien/Kommission, Slg. 
1990, 3891, Randnr. 18) und Urteil in der Rechtssache 
Boussac, bereits angeführt in Fußnote 3, Randnr. 49). 

75 — Der Gerichtshof nahm in dem in Fußnote 3 bereits ange­
führten Urteil Boussac (Randnr. 54), das Finanzierungs­
maßnahmen der französischen Regierung zugunsten des 
Unternehmens Boussac betraf, an, daß diese das Unter­
nehmen künstlich am Leben erhalten sollten, obwohl es 
bereits konkursreif gewesen sei und in absehbarer Zeit 
nicht zu erwarten sei, daß es überlebensfähig sein werde. 
Auch hätten die fraglichen Maßnahmen nicht darauf ab­
gezielt, das Unternehmen zu modernisieren, um seine 
schon Jahre zuvor verlorene Wettbewerbsfähigkeit wie­
derherzustellen. Aus alledem leitete der Gerichtshof (in 
Randnr. 57) ab, daß die fraglichen Beihilfen nicht unter die 
Ausnahmebestimmungen des Artikels 92 Absatz 3 des 
Vertrages fallen könnten. 

76 — Außerdem ist vorgesehen, daß diese Beihilfen mit dem 
Gemeinsamen Markt vereinbar sind, soweit sie zum Aus­
gleich der durch die Teilung verursachten wirtschaftlichen 
Nachteile erforderlich sind. Nach der Vereinigung der 
beiden Teile Deutschlands hat diese letztgenannte Vor­
schrift nur noch historische Bedeutung. 
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145. Somit wird in Abschnitt 1.3 der Leit­
linien eine widerlegbare Vermutung dafür 
begründet, daß Betriebsbeihilfen, nament­
lich in dem hier interessierenden Fische­
reisektor, ihrem Wesen nach den Wett­
bewerb verfälschen, sofern sie nicht mit 
einer Regelung über die Umstrukturierung 
des Unternehmens verbunden sind und 
keiner der Fälle des Artikels 92 Absatz 2 
des Vertrages vorliegt. 

146. Im einzelnen wird am Ende von Ab­
schnitt 1.3 der Leitlinien bestimmt, daß die 
Kommission diese Art von Beihilfen, also 
Betriebsbeihilfen, von Fall zu Fall prüfen 
wird, jedoch nur dann, „wenn sie in un­
mittelbarem Zusammenhang mit einem 
Umstrukturierungsplan stehen". Wie Ge­
neralanwalt Jacobs in seinen Schluß­
anträgen in der Rechtssache C-301/87 
(Rechtssache Boussac) 77 unter Zustim­
mung zu der entsprechenden Untersuchung 
der Kommission ausführte, bedeutet Um­
strukturierung eine grundlegende Neu­
organisation eines Unternehmens zur Er­
haltung oder Wiedergewinnung der Wett­
bewerbsfähigkeit durch grundlegende Ver­
änderungen beim Personal, bei den Mitteln 
und dem Verfahren der Produktion, bei der 
Produktionskapazität und bei anderen 
Aspekten der Tätigkeit des Unternehmens. 

147. Eine Vermutung ist von erheblicher 
Bedeutung für die Beweislastverteilung. Sie 
bewirkt, daß die Kommission lediglich das 

Bestehen einer Betriebsbeihilfe nachzu­
weisen braucht und daß dann auch eine 
Wettbewerbsverfälschung vermutet wird, 
weil diese Beihilfe nicht als mit dem Ge­
meinsamen Markt vereinbar im Sinne von 
Artikel 92 Absatz 3 angesehen werden 
kann. Diese Vermutung ist allerdings wi­
derlegbar. 

148. Jedoch bedeutet das Bestehen der 
Vermutung unabhängig von der rechtlichen 
Einstufung der gewährten Beihilfe durch 
den Mitgliedstaat oder die Kommission 
nicht, daß nicht in jedem Fall zu unter­
suchen ist, ob eine Beihilfe vorliegt, und ob 
eine bestimmte Beihilfe eine Betriebsbei­
hilfe darstellt, d. h. ob etwa eine un­
zutreffende Subsumtion seitens der Kom­
mission vorliegt. Ist eine Beihilfe zu Recht 
als Betriebsbeihilfe eingestuft worden, so 
kann die Vermutung eingreifen, d. h., die 
betreffende Beihilfe ist nicht mit dem Ge­
meinsamen Markt vereinbar, weil sie wegen 
der Art ihrer Gewährung und der Folgen, 
die sie auf dem Markt und im innerge­
meinschaftlichen Handel herbeiführt, den 
Wettbewerb verfälschen kann. 

149. Aus alledem ergibt sich, daß die Bei­
hilfe, die die Klägerin durch die Stellung 
einer Bürgschaft für einen Bankkredit Ja­
dekost gewährt hat, eine Betriebsbeihilfe 
ist, weil das Unternehmen durch sie von 
den Kosten befreit werden sollte, die es im 
Zuge der laufenden Durchführung seiner 
üblichen Tätigkeiten zu tragen gehabt hät­
te78 . Außerdem wurde nicht vorgesehen, 
daß diese Bürgschaftsgewährung in un-

77 — Nr. 67 seiner Schlußanträge in dieser bereits in Fußnote 3 
angeführten Rechtssache. 

78 — Siehe Randnr. 18 des Urteils vom 15. Mai 1997 (Siemens/ 
Kommission, angeführt in Fußnote 72). 
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mittelbarem Zusammenhang mit einem 
Umstrukturierungsplan steht, der als ver­
einbar mit dem Gemeinsamen Markt an­
zusehen gewesen wäre. Aus eben diesem 
Grund bin ich der Ansicht, daß die Beihilfe 
gemäß der in den Leitlinien begründeten 
Vermutung nicht als vereinbar mit dem 
Gemeinsamen Markt angesehen werden 
kann, weil sie ihrem Wesen nach den 
Wettbewerb in dem Sektor, in dem sie ge­
währt wurde, verfälscht und den innerge­
meinschaftlichen Handel zu beein­
trächtigen droht. 

3. Begründungspflicht 

150. Mit der dritten Rüge im Rahmen des 
dritten Klagegrundes macht die Klägerin 
geltend, das Fehlen bestimmter Fest­
stellungen in der angefochtenen Entschei­
dung stelle eine Verletzung wesentlicher 
Formvorschriften und einen Begründungs­
mangel im Sinne von Artikel 190 des Ver­
trages dar. 

i) Rechtsprechung des Gerichtshofes 

151. Zunächst möchte ich daran erinnern, 
daß gemäß Artikel 190 des Vertrages die 
Rechtsakte der Gemeinschaftsorgane mit 

Gründen zu versehen sind, wobei die durch 
diese Bestimmung vorgeschriebene Be­
gründung „der Natur des betreffenden 
Rechtsakts angepaßt sein [muß]. Sie muß 
die Überlegungen der Gemeinschafts­
behörde, die den Rechtsakt erlassen hat, so 
klar und eindeutig zum Ausdruck bringen, 
daß die Betroffenen die Gründe für die er­
lassene Maßnahme erkennen können und 
der Gerichtshof seine Kontrolle ausüben • 
kann." 79 

152. Ferner heißt es in ständiger Recht­
sprechung des Gerichtshofes: „Das Be­
gründungserfordernis ist nach den Um­
ständen des Einzelfalls, insbesondere nach 
dem Inhalt des Rechtsakts, der Art der an­
geführten Gründe und nach dem Interesse 
zu beurteilen, das die Adressaten oder an­
dere durch den Rechtsakt unmittelbar und 
individuell im Sinne von Artikel 173 Ab­
satz 2 EWG-Vertrag betroffene Personen 
an Erläuterungen haben können." 80 

153. Insbesondere geht die ständige 
Rechtsprechung des Gerichtshofes auf dem 
Gebiet der staatlichen Beihilfen dahin, daß 
sich die Begründung nicht in einer bloßen 
Wiederholung der Voraussetzungen des 
Artikels 92 Absatz 1 erschöpfen darf und 
darin auf konkrete tatsächliche Umstände 

79 — Siehe u. a. die Urteile vom 14. Juli 1994 in der Rechtssache 
C-353/92 (Griechenland/Rat, Slg. 1994, I-3411, 
Randnr. 19), vom 13. Oktober 1992 in den verbundenen 
Rechtssachen C-63/90 und C-67/90 (Portugal und Spa­
nien/Rat, Slg. 1992, I-5073, Randnr. 16) und vom 
9. November 1995 in der Rechtssache C-466/93 (Atlanta 
Fruchthandelsgesellschaft u. a., Slg. 1995, I-3799, 
Randnr. 16). 

80 — Urteil vom 13. März 1985 in den verbundenen Rechts­
sachen 296/82 und 318/82 (Niederlande und Leeuwarder 
Papierwarenfabriek BV/Kommission, Slg. 1985, 809, 
Randnr. 19). 

I - 8276 



DEUTSCHLAND / KOMMISSION 

eingegangen werden muß 81, so daß der 
Gerichtshof seine Kontrolle ausüben kann 
und die Betroffenen sich sachdienlich dazu 
äußern können, ob die geltend gemachten 
Tatsachen und sonstigen Gesichtspunkten 
vorliegen und begründet sind 82. 

154. Demnach ist aus den vorstehenden 
Darlegungen abzuleiten, daß eine aus­

reichende Begründung zumindest dafür 
vorliegt, daß die in der streitigen Entschei­
dung enthaltenen Einzelheiten erheblich 
sind und die Ansicht der Kommission un­
termauern, daß die fraglichen beiden Vor­
aussetzungen des Artikels 92 Absatz 1 er­
füllt seien 83. Diese Einzelheiten müssen das 
Unternehmen betreffen, das Empfänger der 
Beihilfe ist, und es handelt sich dabei um 
die Lage des betroffenen Marktes, den 
Anteil des Unternehmens an diesem Markt, 
die Stellung der Konkurrenzunternehmen, 
den Handel mit den betreffenden Pro­
dukten zwischen den Mitgliedstaaten und 
die Exporte des Unternehmens 84. 

155. Zur Klärung der Frage, inwiefern die 
Kommission bei Betriebsbeihilfen wegen 
der in Abschnitt 1.3 der Leitlinien be­
gründeten Vermutung von der Pflicht zur 
eingehenden Begründung ihrer Entschei­
dung im Rahmen des Verfahrens nach Ar­
tikel 93 Absatz 2 befreit ist oder ob eine 
kurzgefaßte, nicht ins einzelne gehende 
Begründung ausreicht, trägt meines Erach-
tens die Rechtsprechung des Gerichtshofes 
bei. 

156. Im einzelnen gibt uns das Urteil des 
Gerichtshofes vom 18. Mai 1993 (Belgien/ 
Kommission) 85 Argumente für die Klärung 
dieser Frage an die Hand. In diesem Urteil 
ging es um die Nichtigerklärung von Ent-

81 — Aus der bei der Untersuchung der Gründe für eine 
Wettbewerbsverfälschung und eine Beeinträchtigung des 
innergemeinschaftlichen Handels angeführten Rechtspre­
chung ergibt sich, daß für eine Beihilfe die Vermutung 
besteht, daß sie geeignet ist, den Wettbewerb zu verfäl­
schen und den innergemeinschaftlichen Handel zu beein­
trächtigen (siehe dazu Jacques Biancarelli, Le contrôle de 
la Cour de Justice des Communautés européennes en 
mattere d'aides publiques, L'actualité juridique — Droit 
administratif y 1993, S. 412, insbesondere S. 422, und 
Claude Blumann, „Régime des aides d'Etat: jurisprudence 
récente de la Cour de Justice" 1989 bis 1992, Revue du 
Marché Commun et de l'Union Européene, Nr. 361 ,1992 , 
S. 721, 726). Dies bedeutet jedoch nicht, daß die Entschei­
dung über das Vorliegen der Beihilfevoraussetzungen nicht 
gemäß Artikel 190 des Vertrages begründet werden müßte. 
So hat der Gerichtshof in dem oben (Fußnote 43) 
angeführten Urteil Intermills (Randnr. 38) eine Entschei­
dung der Kommission aufgehoben, weil „es in der 
Begründung der Entscheidung lediglich heißt, daß die 
Regierungen dreier Mitgliedstaaten, weil Berufsverbände 
und ein Unternehmen des betroffenen Sektors Einwände 
vorgebracht hätten. Darüber hinaus enthält die Entschei­
dung keinen konkreten Hinweis auf die Art der angebli­
chen Beeinträchtigung des Wettbewerbs." Mit dem schon 
in Fußnote 80 angeführten Urteil Leeuwarder Papier-
warenfabriek hob der Gerichtshof eine Entscheidung der 
Kommission auf, die keine Begründung für die Ansicht 
enthielt, daß die streitige Beihilfe den Handel zwischen 
Mitgliedstaaten beeinträchtige und den Wettbewerb durch 
die Begünstigung bestimmter Unternehmen oder Produk­
tionszweige verfälsche oder zu verfälschen drohe. Dazu 
führte der Gerichtshof aus: „Die Begründungserwägungen 
der Entscheidung beschränken sich nämlich nach dem 
Hinweis darauf, daß die Regierungen zweier Mitgliedstaa­
ten und zwei Berufsorganisationen des betroffenen Sektors 
wegen der Wettbewerbsverzerrungen, die sich aus dem 
Eingreifen der niederländischen Regierung ergäben, Beden­
ken geäußert hätten ..., auf eine bloße Wiederholung des 
Wortlauts von Artikel 92 Absatz 1 EWG-Vertrag ... und 
enthalten keine Tatsachenfeststellung" (Randnr. 23 des 
Urteils Leeuwarder Papierwarenfabriek). Gemäß demsel­
ben Urteil kann sich zwar bereits aus den Umständen, 
unter denen die Beihilfe gewährt worden ist, ergeben, daß 
sie den Handel zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigt 
und den Wettbewerb verfälscht oder zu verfälschen droht. 
Dem fügte der Gerichtshof jedoch hinzu, daß „die 
Kommission diese Umstände wenigstens in der Begrün­
dung ihrer Entscheidung zu nennen [hat]. Im vorliegenden 
Fall hat sie dies unterlassen; die streitige Entscheidung 
enthält nicht die geringste Aussage zur Situation des 
betroffenen Marktes, zum Marktanteil der LPF BV [Bei­
hilfeempfänger], zu den Handelsströmen der fraglichen 
Erzeugnisse zwischen den Mitgliedstaaten und zu den 
Ausfunren des Unternehmens" (Randnr. 24 des Urteils 
Leeuwarder Papierwarenfabriek). 

82 — Siehe Urteil vom 13. März 1985 (Leeuwarder Papier­
warenfabriek, angeführt in Fußnote 80, Randnrn. 19 f.) 
und Urteil vom 24. Oktober 1996 (Deutschland u. a./ 
Kommission, angeführt in Fußnote 51 , Randnr. 52). 

83 — Siehe auch Urteil vom 8. März 1988 in den Rechtssachen 
62/87 und 72/87 (Exécutif régional wal lon/Kommission, 
Sig. 1988, 1573, Randnr. 18). 

84 — Siehe das bereits (in Fußnote 51) angeführte Urteil 
Deutschland u. a./Kommission, Randnr. 53. 

85 — Verbundene Rechtssache C-356/90 und C-180/91 (Slg. 
1993, I-2323). 
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Scheidungen der Kommission/EWG 86, die 
aufgrund von Artikel 93 Absatz 2 des Ver­
trages und der Richtlinie 87/167 87 erlassen 
worden waren. Diese Entscheidungen be­
trafen Kredite, also Beihilfen, die die bel­
gischen Behörden Reedern zur Durch­
führung verschiedener Schiffbauarbeiten 
(Kauf und Herstellung von Schiffen) ge­
währten. Der Gerichtshof führte aus 
(Randnr. 31) 88, daß der Rat als Kriterium 
für Produktionsbeihilfen zugunsten des 
Schiffbaus und des Schiffsumbaus festgelegt 
habe, daß die in Artikel 4 Absatz 1 der 
Richtlinie vorgesehene gemeinsame 
Höchstgrenze nicht überschritten werde 89. 
Demgemäß sei die Einhaltung der fragli­
chen Höchstgrenze die wesentliche Vor­
aussetzung dafür, daß eine Beihilfe für den 
Schiffbau als mit dem Gemeinsamen Markt 
vereinbar angesehen werden könne; ihre 
Überschreitung „führt somit ohne weiteres 
zur Unvereinbarkeit der fraglichen Bei­
hilfe" (Randnr. 32). „Die Kommission hat 
in diesem Zusammenhang also nur zu 
prüfen, ob die genannte Voraussetzung er­
füllt ist" (Randnr. 33). 

157. Außerdem prüfte der Gerichtshof in 
dem genannten Urteil vom 18. Mai 1993 
(Belgien/Kommission) den von der belgi­
schen Regierung hilfsweise vorgebrachten 
Klagegrund der Verletzung von Artikel 190 
des Vertrages und wies ihn zurück. Die 
belgische Regierung hatte geltend gemacht, 
die angefochtenen Entscheidungen wiesen 
deshalb einen Begründungsmangel auf, weil 
die Kommission in keiner Weise dartue, 
daß die Gewährung der streitigen Beihilfen 
das mit der Richtlinie verfolgte Ziel ver­
letze, eine Vergrößerung der Werften-
kapazität in der Gemeinschaft zu verhin­
dern. Dieser Vorwurf stehe, so der Ge­
richtshof in Randnummer 36, in engem 
Zusammenhang mit dem Hauptargument, 
das sich auf die Bedeutung der streitigen 
Höchstgrenze bezieht. Da dieses Argument 
nicht stichhaltig sei, lasse „sich der Kom­
mission nicht vorwerfen, sie habe nur die 
Einhaltung der Höchstgrenze geprüfte und 
keine weiteren Untersuchungen angestellt. 
Es bedurfte daher keiner anderen Begrün­
dung als der Feststellung, daß die Höchst­
grenze überschritten sei ..." 

ii) Untersuchung des Vorbringens der Klä­
gerin 

158. Die Klägerin macht geltend, sowohl 
der Adressat einer Entscheidung als auch 
seine Konkurrenten hätten ein legitimes 
Interesse an einer detaillierten Begründung, 
um die Entscheidung der Kommission 
nachvollziehen und überprüfen zu können. 
Folglich rechtfertigten weder die Beteili­
gung des Adressaten an dem Entstehungs­
prozeß der Entscheidung noch die Mög­
lichkeit zur Stellungnahme seitens des am 
Verfahren beteiligten Mitgliedstaats, dessen 
Mitwirkung an den Beratungen über die 
Fischereileitlinien oder der Hinweis auf 
„unstreitige Tatsachen" eine auf das Mini-

86 — Es handelte sich um die Entscheidung 90/627/EWG der 
Kommission vom 4. Juli 1990 betreffend die belgischen 
Staatskredite für zwei Reedereien zum Ankauf eines 
34 000 m -Flüssiggas-Tankers und zweier Gefrierkühl­
schiffe (ABl. L 338, S. 21) und die Entscheidung 91/375/ 
EWG der Kommission vom 13. März 1991 betreffend 
Mittel, die die belgischen Behörden verschiedenen Reedern 
für den Bau von neun Schiffen gewährt haben (ABl. L 2 0 3 , 
S. 105). 

87 — Richtlinie des Rates vom 26. Januar 1987 über Beihilfen 
für den Schiffbau (ABl. L 69, S. 55). 

88 — Zuvor stellte der Gerichtshof (Randnr. 30) fest: „Demnach 
hat der Rat — entsprechend der Ratio des Artikels 92 
Absatz 3 und ausgehend von der Feststellung der Unver­
einbarkeit der Beihilfen für den Schiffbau — angesichts 
einer Reihe wirtschaftlicher und sozialer Erfordernisse von 
der im Vertrag vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch ge­
macht, diese Beihilfen dennoch als mit dem Gemeinsamen 
Markt vereinbar anzusehen, sofern die dafür in der 
Richtlinie [87/167] ... festgelegten Voraussetzungen erfüllt 
sind." 

89 — Ferner führte er in derselben Randnr. 31 aus, daß die 
fragliche Höchstgrenze nach Auffassung des Rates der 
Punkt sei, an dem ein Gleichgewicht zwischen den — sich 
widersprechenden — Erfordernissen bestehe, die Vor­
schriften des Gemeinsamen Marktes einzuhalten und ein 
ausreichendes Tatigkeitsniveau der europäischen Werften 
aufrechrzuerhalten, das eine Voraussetzung für das Über­
leben einer leistungs- und wettbewerbsfähigen euro­
päischen Schiffbauindustrie sei. 
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mum beschränkte Begründung. Ferner ver­
tritt die Klägerin die Ansicht, die ange­
fochtene Entscheidung sei wegen mangel­
hafter Begründung für nichtig zu erklären, 
denn sie begnüge sich mit Vermutungen 
und Unterstellungen, anstatt den Sachver­
halt festzustellen, der die Voraussetzungen 
des Artikels 92 Absatz 1 des Vertrages er­
fülle 90. 

159. Wie die Kommission einräumt, hätte 
die angefochtene Entscheidung klarer und 
eingehender sein können. Ich meine jedoch, 
daß sie in allen Punkten ausreichend mit 
Gründen versehen ist und die vom Ge­
richtshof in seiner Rechtsprechung aufge­
stellten Voraussetzungen erfüllt, wie sie in 
den vorausgehenden Abschnitten wieder­
gegeben werden; sie ist daher ausreichend 
und vollständig. Auch weist sie keinen 
Widerspruch auf, der ihre Nichtigerklärung 
rechtfertigen würde. 

160. Zu diesem Ergebnis gelange ich auf­
grund der Untersuchung zum einen der 
Leitlinien und zum anderen der Aus­
führungen zur Wettbewerbsverfälschung 
und zur Beeinträchtigung des innergemein­
schaftlichen Handels. Diese Untersuchung 
hat zu dem Ergebnis geführt, daß für Be­
triebsbeihilfen die Vermutung besteht, daß 
sie nicht als vereinbar mit dem Gemein­
samen Markt angesehen werden können. 
Dies ist sehr bedeutend für den Umfang der 

Begründungspflicht der Kommission, denn 
diese kann sich auf eine kurzgefaßte Dar­
legung beschränken, ohne daß die ange­
fochtene Entscheidung deswegen mangel­
haft wäre. 

161. Da die Jadekost gewährte Beihilfe als 
Betriebsbeihilfe gemäß dem eine ent­
sprechende Vermutung begründenden Ab­
schnitt 1.3 der Leitlinien nicht als vereinbar 
mit dem Gemeinsamen Markt angesehen 
werden kann, erwächst aus der kurz­
gefaßten Begründung der angefochtenen 
Entscheidung kein Problem, obwohl be­
stimmte Feststellungen (zur Wettbewerbs­
verfälschung und zum innergemeinschaft­
lichen Handel) fehlen, die sich auf das 
Unternehmen, das Beihilfeempfänger ist, 
beziehen müssen. Die eingehende Darle­
gung der Umstände, die gemäß den obigen 
Ausführungen durch die festgelegte Ver­
mutung erfaßt werden, war meines Erach-
tens nicht erforderlich, und zwar nicht 
wegen der Teilnahme der Klägerin an dem 
Verfahren, das dem Erlaß der ange­
fochtenen Entscheidung vorausging 91, 
sondern weil die gewährte Beihilfe gemäß 
der Vermutung als Betriebsbeihilfe per se 
nicht mit dem Gemeinsamen Markt ver­
einbar ist. 

90 — Im einzelnen hat sie vorgetragen, in der angefochtenen 
Entscheidung fehlten Feststellungen a) zur möglichen 
Höhe einer dem Risiko angemessenen Prämie und zu ihren 
Auswirkungen auf die Beihilfeintensität, b) zur Besiche-
rung des gewährten Kredits, die entscheidend sei für die 
Beurteilung der Höhe der jeweiligen Beihilfeintensität und 
c) zur Möglichkeit einer Alternativfinanzierung, obwohl 
die Kommission die Möglichkeit einer Risikoprämie ein­
räume. 

91 — Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes, die sich im 
Zusammenhang mit den Desonderen Voraussetzungen für 
Rechnungsabschlußentscheidungen herausgebildet hat, 
genügt, wenn der Mitgliedstaat an allen Stadien des mit 
der ihn belastenden Entscheidung endenden Verwaltungs­
verfahrens beteiligt war, gerade wegen der Art und des 
Ausmaßes dieser Beteiligung eine zusammenfassende, also 
nicht detaillierte, Begründung; siehe u. a. Urteil vom 
14. Januar 1981 in der Rechtssache 819/79 (Deutsch­
land/Kommission, Slg. 1981, 21, Randnrn. 20 f.), das eine 
Entscheidung über den von Deutschland vorgelegten 
Rechnungsabschluß für die vom Europäischen Ausrich-
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL), 
Abteilung Garantie, finanzierten Ausgaben betraf. Siehe 
ferner auch das oben (in Fußnote 51) angeführte Urteil 
Deutschland u. a./Kommission, Randnr. 31. 
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162. Bei den eingehenden Angaben, die 
zwar in der Begründung der angefochtenen 
Entscheidung, von einigen allgemeinen 
Feststellungen abgesehen, fehlen, aber ge­
mäß dem oben Gesagten nicht zur Nich­
tigerklärung führen können, handelt es sich 
um die Prüfung der Lage auf dem be­
troffenen Markt, den Anteil des Unterneh­
mens an diesem Markt, die Stellung der 
Konkurrenzunternehmen, den Handel mit 
den betreffenden Produkten zwischen den 
Mitgliedstaaten und die Ausfuhren des 
Unternehmens 92. 

163. Da die Betriebsbeihilfen gemäß der 
festgelegten Vermutung nicht mit dem Ge­
meinsamen Markt vereinbar sind, bin ich 
demgemäß der Ansicht, daß die Kommis­
sion nicht gegen ihre Verpflichtung aus 
Artikel 190 des Vertrages verstoßen hat 
und daß ihre Begründung ausreichend ist. 
Ich möchte jedoch noch einmal betonen, 
daß die Möglichkeit einer zusammen­
fassenden Begründung nur für die Ge­
sichtspunkte gilt, die durch die Vermutung 
erfaßt werden, d. h. für die Wettbewerbs­
verfälschung und die Beeinträchtigung des 
innergemeinschaftlichen Handels, nicht 
aber für andere Fragen, wie z. B. die nach 
dem Vorliegen einer Beihilfe und insbe­
sondere einer Betriebsbeihilfe, so daß die 
Kommission insofern ihre Entscheidung 
vollständig und ausreichend zu begründen 
hat. 

164. Somit kann sich die Kommission in­
sofern auf eine zusammenfassende, nicht 
ins einzelne gehende Begründung der Ent­

scheidung, die sie im Verfahren nach Arti­
kel 93 Absatz 2 des Vertrages erläßt, be­
schränken, als es um die Wettbewerbs­
verfälschung und die Beeinträchtigung des 
innergemeinschaftlichen Handels geht. 

165. Demgemäß schlage ich vor, den drit­
ten Klagegrund insgesamt zurückzuweisen. 

D — Vierter Klagegrund: Angeblich feh­
lerhafte Anwendung des Artikels 92 Ab­
satz 3 Buchstabe c des Vertrages 

166. Mit ihrem vierten und letzten Klage­
grund macht die Klägerin geltend, selbst 
wenn man davon ausgehe, daß die Vor­
aussetzungen des Artikels 92 Absatz 1 
vorgelegen hätten, hätte die Kommission 
die streitige Beihilfe nach Artikel 92 Ab­
satz 3 Buchstabe c des Vertrages als mit 
dem Gemeinsamen Markt vereinbar an­
sehen müssen. Insoweit entspreche die Be­
gründung nicht den Anforderungen von 
Artikel 190 des Vertrages an Vollständig­
keit und Zulänglichkeit. 

167. Die Klägerin unterteilt diesen Klage­
grund in zwei Rügen. Erstens macht sie 
geltend, daß die Kommission die Bedeutung 
der Fischereileitlinien für ihre Ermessens­
ausübung nicht erkannt habe. Die ord­
nungsgemäße Anwendung der Leitlinien 
hätte zu einem anderen Ergebnis geführt. 
Zweitens macht die Klägerin geltend, daß 
die Kommission das Vorliegen der Voraus­
setzungen des Artikels 92 Absatz 3 Buch-

92 — Das Fehlen von Angaben hierzu veranlaßte den Gerichts­
hof in den verbundenen Rechtssachen C-329/93, C-62/95 
und C-63/95 (Deutschland u. a./Kommission) dazu, die 
Begründung der Kommissionsentscheidung in dem betref­
fenden Fall für unzulänglich zu erachten; siehe auch das 
bereits in Fußnote 51 angeführte Urteil Deutschland u. a./ 
Kommission, Randnrn. 53 f. 
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stabe c des Vertrages zu Unrecht verneint 
habe 93. 

168. Wie bereits dargelegt, binden die 
Leitlinien sowohl die Kommission als auch 
die Mitgliedstaaten und sind Betriebs­
beihilfen grundsätzlich per se nicht mit dem 
Gemeinsamen Markt vereinbar. Ferner ist 
Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe c als Aus­
nahmebestimmung zu dem allgemeinen 
Verbot in Artikel 92 Absatz 1 eng aus­
zulegen und in diesem Geist durchzuführen. 
Schließlich verfügt die Kommission, wie 
der Gerichtshof in seinem Urteil vom 
7. September 1980 in der Rechtssache 
Philip Morris 9 4 ausgeführt hat, bei der 
Anwendung von Artikel 92 Absatz 3 über 
ein weites Ermessen, da es sich um eine 
Beurteilung wirtschaftlicher und sozialer 
Art handelt, die im Gemeinschaftsrahmen 
vorzunehmen ist. 

169. Aus Abschnitt V der angefochtenen 
Entscheidung ergibt sich, daß die Kom­
mission ordnungsgemäß geprüft hat, ob die 
streitige Beihilfe aufgrund von Artikel 92 
Absatz 3 Buchstabe c zugelassen werden 
kann. Da die Kommission über ein weites 

Ermessen verfügt, ist die von ihr vorge­
nommene Beurteilung meines Erachtens 
nicht offensichtlich unzutreffend. Zu die­
sem Ergebnis komme ich aufgrund einer 
Untersuchung der einzelnen Schritte in der 
Gedankenführung der Kommission. 

170. Meines Erachtens ist, wie auch die 
Kommission geltend macht, danach zu 
differenzieren, inwiefern Jadekost wegen 
des Gebiets, in dem oder auch auf dem sie 
ihre Tätigkeit entfaltet, eine Beihilfe er­
halten konnte. 

171. Wenn Jadekost ihre Tätigkeit auch in 
einem Gebiet ausübte, für das Förderungs­
beihilfen gewährt werden konnten, sieht im 
Hinblick auf das Gebiet Abschnitt 1.6 Satz 
2 der Leitlinien doch vor, daß die Aspekte 
der regionalen Beihilferegelungen, die den 
Fischereisektor betreffen, anhand der Leit­
linien geprüft werden. Daher enthalten die 
Leitlinien die Koordinierungsgrundsätze, 
die die Kommission auf die bereits gel­
tenden oder noch einzuführenden regiona­
len Beihilferegelungen in den Gebieten der 
Gemeinschaft anwenden wird. Dies be­
deutet, daß das entsprechende Ermessen 
der Kommission gemäß den Grundsätzen 
ausgeübt wird, die sie selbst in Zusam­
menarbeit mit den Mitgliedstaaten in den 
Leitlinien festgelegt hat. Das gegenteilige 
Vorbringen der Klägerin ist daher als un­
begründet zurückzuweisen. 

93 — Zur Begründung ihres Vorbringens hat die Klägerin 
folgendes vorgetragen: a) Jadekost betreibe ihre Geschäfte 
in einem Gebiet, das gefördert werden dürfe, da es sich um 
ein Wirtschaftsgebiet mit einem niedrigen Pro-Kopf-Ein­
kommen und einer hohen Arbeitslosigkeit handele, b) Im 
Hinblick auf die von ihr vorgetragene Gesamtbetrachtung/ 
-beurteilung der gewährten Beihilfe sei die Voraussetzung 
der Förderung der Entwicklung des Winschartsgebiets, die 
von Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe c EG-Vertrag verlangt 
werde, im Fall von Jadekost erfüllt gewesen. Denn die 
Bürgschaft habe der Sicherstellung der Anschubfinanzie-
rung eines neuen Unternehmens, nicht etwa nur der 
Erhaltung eines bereits seit langem bestehenden Betriebes 
gedient, c) Die Bürgschaftsgewänrung an Jadekost habe die 
Handelsbedingungen nicht in einer Weise verändert, die 
dem gemeinsamen Interesse zuwiderlaufe. 

94 — Bereits angeführt in Fußnote 46. Siehe auch Randnr. 49 des 
(in Fußnote 3) erwähnten Urteils Boussac. 
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172. Was den Tätigkeitsbereich angeht, für 
den die Beihilfe gewährt wurde, erfüllt 
diese, wie die Kommission geltend macht, 
nicht die Voraussetzungen der Leitlinien für 
den Fischereisektor, und es deutet nichts 
darauf hin, daß die Kommission etwa ihr 
Ermessen fehlerhaft ausgeübt hat und ihre 
Beurteilung also offensichtlich falsch war. 

173. Da es sich um Betriebsbeihilfen han­
delt, ist daran zu erinnern, daß solche Bei­
hilfen nach ständiger Rechtsprechung des 
Gerichtshofes 95 keinesfalls gemäß Arti­
kel 92 Absatz 3 Buchstabe c des Vertrages 
als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar 
angesehen werden können, da sie ihrer 
Natur nach die Handelsbedingungen in ei­
ner dem gemeinsamen Interesse zuwider­
laufenden Weise zu verändern drohen. 
Überdies sind Betriebsbeihilfen nach Ab­
schnitt 1.3 der Leitlinien nicht mit dem 
Gemeinsamen Markt vereinbar. 

174. Die Klägerin macht außerdem gel­
tend, die Kommission habe zwar auf die 
Leitlinien von 1992 Bezug genommen, je­
doch der angefochtenen Entscheidung zu­
folge die von 1994 96 angewandt. Aus der 
deutschen Fassung ergebe sich, daß bei der 
Prüfung der Frage, wann eine Betriebsbei­
hilfe vorliege, die dort (in Abschnitt 1.3) 

genannten Voraussetzungen nicht im Al­
ternativverhältnis stünden, sondern kumu­
lativ vorliegen müßten. In der deutschen 
Fassung fehle nämlich die disjunktive 
Konjunktion „oder", die nur in der Version 
von 1994 sinngemäß 97 enthalten sei. 

175. Zutreffender ist es meines Erachtens, 
daß die dort genannten Voraussetzungen, 
wie sich auch aus dem Zweck dieses Textes 
ergibt98, lediglich alternativ erfüllt sein 
müssen. Abgesehen davon, daß in anderen 
sprachlichen Fassungen 99 vorgesehen ist, 
daß die alternative Erfüllung der fest­
gelegten Voraussetzungen ausreicht, folgt 

95 — Siehe u. a. die bereits (in den Fußnoten 74 und 3) 
angerührten Lineile des Gerichtshofes Italien/Kommission, 
Randnr. 18, und Boussac, Randnr. 49. 

96 — ABl. C 368 vom 23. Dezember 1994, S. 12. 

97 — Der deutsche Text von 1994 enthält das zusammengesetzte 
Wort „bzw.", also „beziehungsweise", dem das disjunktive 
„ή" (= oder) entspricht. 

98 — Der Gerichtshof hat ausgeführt, daß „die fragliche Vor­
schrift, ... falls die sprachlichen Fassungen voneinander 
abweichen, nach dem allgemeinen Aufbau und dem Zweck 
der Regelung ausgelegt werden [muß], zu der sie gehört"; 
siehe u. a. die Urteile vom 28. März 1985 in der Rechts­
sache 100/84 (Kommission/Vereinigtes Königreich, Slg. 
1985, 1169, Randnr. 17), vom 17. Oktober 1991 in der 
Rechtssache C-100/90 (Kommission/Dänemark, Slg. 1991, 
I-5089, Randnr. 8) und vom 7. Dezember 1995 in der 
Rechtssache C-449/93 (Rockfon, Slg. 1985, I-4291, 
Randnr. 28). 

99 — Die gleiche Differenzierung wie in der deutschen Fassung 
findet sich z. B. auch in der englischen, nicht aber in der 
französischen, der italienischen, der spanischen, der por­
tugiesischen und der griechischen Fassung. Mit dem Pro­
blem sprachlicher Abweichungen bei der Formulierung 
von Voraussetzungen oder Wendungen in Rechrs-
etzungsakten der Gemeinschaftsorgane nat sich der Ge­
richtshof bereits befaßt, so z. B. im Urteil vom 
12. November 1969 in der Rechtssache 29/69 (Stauder, 
Slg. 1969, 419), wo er (in Randnr. 3) ausführte: „1st eine 
Entscheidung an alle Mitgliedstaaten gerichtet, so verbietet 
es die Notwendigkeit einheitlicher Anwendung und damit 
Auslegung, die Vorschrift in einer ihrer Fassungen isoliert 
zu betrachten, und gebietet vielmehr, sie nach dem wirk­
lichen Willen ihres Urhebers und dem von diesem ver­
folgten Zweck namentlich im Licht ihrer Fassung in allen 
vier Sprachen auszulegen." Siehe auch Urteil vom 5. De­
zember 1967 in der Rechtssache 19/67 (Van der Vecht, Slg. 
1967, 462). Im Urteil Stauder (Randnr. 4) stellte der Ge­
richtshof weiter fest: „Ferner kann nicht angenommen 
werden, daß die Urheber der Entscheidung in einzelnen 
Ländern weitergehende Pflichten vorsehen wollten als in 
anderen." Außerdem entschied der Gerichtshof im Urteil 
Cricket St Thomas vom 27. März 1990 in der Rechtssache 
C-372/88 (Slg. 1990, I-1345, Randnr. 18), daß die Fassung 
in einer der Sprachen der Gemeinschaft (seinerzeit im 
Englischen) „nicht als alleinige Grundlage für die Aus­
legung dieser Bestimmung herangezogen werden oder in­
soweit Vorrang vor den anderen sprachlichen Fassungen 
beanspruchen [kann]. Eine solche Vorgehensweise wäre 
mit dem Erfordernis einer einheitlichen Anwendung des 
Gemeinschaftsrechts unvereinbar." 

I - 8282 



DEUTSCHLAND / KOMMISSION 

dies aus der teleologischen Auslegung der 
streitigen Textstelle. Anderenfalls wären 
selten alle in untereinander austauschbarer 
Weise vorgesehenen Voraussetzungen er­
füllt, so daß man nur in ganz wenigen 
Fällen davon ausgehen könnte, daß gleich­
artige Beihilfen nicht mit dem Gemein­
samen Markt vereinbar sind, weil der 
Wettbewerb (tatsächlich oder potentiell) 
verfälscht wird; dadurch würde die Errei­
chung der Ziele der gemeinsamen Fi­
schereipolitik und allgemein das ord­
nungsgemäße Funktionieren des Gemein­
samen Marktes und die Erhaltung des Sy­
stems des freien, unbehinderten 
Wettbewerbs im Bereich der Fischerei ge­
fährdet. 

176. Aufgrund dessen bin ich der Ansicht, 
daß trotz der Tatsache, daß in der ange­
fochtenen Entscheidung die Leitlinien (Ab­
schnitt 1.3) in der Fassung von 1994 und 
nicht, wie es geboten gewesen wäre, von 
1992 wiedergegeben wurden, die Ent­
scheidung deswegen nicht ungültig ist, da 
ihre beiden Fassungen im wesentlichen 
denselben Inhalt haben. 

177. Der letzte Punkt, auf den ich eingehen 
möchte, besteht darin, daß die Stellung ei­
ner Bürgschaft, d. h. die Gewährung einer 
Beihilfe an Jadekost, nicht gemäß den Kri­
terien, aufgrund deren die verschiedenen 
Beihilfearten als mit dem Gemeinsamen 
Markt vereinbar angesehen werden, mit 

konkreten Verpflichtungen hinsichtlich der 
Verwendung verbunden war. Die genann­
ten Kriterien werden durch Abschnitt 2.3 
der Leitlinien aufgestellt, der Beihilfen für 
die Verarbeitung und die Vermarktung im 
Fischereisektor betrifft. 

178. Wie sich aus den Akten ergibt, han­
delte es sich bei Jadekost nicht um eine 
Beihilfe, die zur Durchführung von In­
vestitionen (Abschnitt 2.3.3 der Leitlinien) 
oder für Maßnahmen zur Förderung der 
Erzeugnisqualität (Abschnitt 2.3.4 der 
Leitlinien) gewährt wurden. Obwohl es ei­
nen Finanzplan zum Nachweis dafür gab, 
daß der Kredit, dessentwegen die Bürg­
schaft gestellt wurde, für den Betrieb des 
Unternehmens verwendet würde, kann dies 
nicht als Übernahme einer Verpflichtung 
des Begünstigten zur Verwendung der Bei­
hilfe im Sinne von Abschnitt 1.3 in Ver­
bindung mit Abschnitt 2.3 der Leitlinien 
angesehen werden. Denn wie ich bereits 
dargelegt habe, wurde der Kredit zur Dek-
kung allgemeiner Betriebskosten ver­
wendet, die Jadekost im Rahmen ihrer ge­
wöhnlichen Tätigkeit zu tragen hatte. Des­
halb ist die Entscheidung der Kommission, 
daß die streitige Beihilfe nicht mit dem 
Gemeinsamen Markt vereinbar sei, nicht 
offensichtlich unzutreffend. 

179. Dementsprechend schlage ich vor, den 
vierten Klagegrund insgesamt zurückzu­
weisen. 
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VI — Ergebnis 

180. Nach alledem schlage ich vor, 

1. die Klage der Bundesrepublik Deutschland abzuweisen und 

2. ihr die Kosten aufzuerlegen. 
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